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Vaduz, 25. November 2003 P 

RA 2003/3028-1011  

ZUSAMMENFASSUNG

 

Schwerpunkt der vorliegenden Vernehmlassung ist die Einführung des allgemeinen 

Briefwahlrechts, d.h. angestrebt wird eine Abschaffung der Bewilligungspflicht für 

die briefliche Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen. Die Stimmbürgerinnen und 

Stimmbürger sollen in Zukunft zwischen zwei gleichwertigen Alternativen zur Stimm-

abgabe wählen können: entweder persönlich an der Urne oder brieflich.  

Mit dieser Anpassung sollen auch verschiedene mit der brieflichen Stimmabgabe in 

Zusammenhang stehende Bestimmungen aktualisiert werden. So sind die Abschaf-

fung der erleichterten Stimmabgabe (Wanderurne) und die Ausdehnung der Frist, bis 

zu welcher die briefliche Stimmabgabe bei der Gemeindekanzlei eingetroffen sein 

muss, vorgesehen: Die Abgabe der brieflichen Stimme soll neu bis zur Schliessung 

der Wahllokale in der Gemeinde möglich sein. Zudem soll die briefliche Stimmabga-

be nicht mehr nur persönlich sondern auch durch einen Vertreter bei der Gemeinde-

kanzlei abgegeben werden können.  

Zu den weiteren Anpassungen, welche vorgesehen sind, gehören unter anderem:  

- Die Abschaffung der Bestimmungen rund um die (unentschuldigte) Nicht-

Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen, inkl. der entsprechenden Strafbestim-

mung.  

- Die Einführung einer Bestimmung, mit welcher die Regierung die elektronische 

Stimmabgabe im Einvernehmen mit interessierten Gemeinden versuchsweise ge-

nehmigen kann.  



 
3

 
- Die Anpassung der Frist, bis zu welcher das Stimmmaterial den Stimmberechtig-

ten zugestellt werden muss. Diese soll von bisher 8 Tagen auf 14 Tage ausgewei-

tet werden, damit auch Stimmberechtigte, welche sich in weiter entfernten Gebie-

ten aufhalten, besser an Urnengängen teilnehmen können.  

Keine Anpassungen sind bei den Erfordernissen für die Stimmberechtigung vorgese-

hen, d.h. die liechtensteinische Staatsbürgerschaft und der ordentliche Wohnsitz im 

Lande sollen weiterhin Voraussetzungen für die Teilnahme an Wahlen und Abstim-

mungen bleiben. 

1. ANLASS

 

Mit dem Postulat vom 20. Oktober 1999 betreffend eine Abänderung des Volksrech-

tegesetzes (Briefwahlrecht) (Nr. 19/2003) wurde die Regierung eingeladen, die Öff-

nung des Briefwahlrechts zu prüfen und dem Landtag gegebenenfalls einen entspre-

chenden Vorschlag zur Abänderung des Gesetzes über die Ausübung der politischen 

Volksrechte in Landesangelegenheiten zu unterbreiten.  

In ihrer Postulatsbeantwortung vom 25. März 2003 an den Landtag kam die Regie-

rung zur Auffassung, dass das Prinzip der geheimen Wahl einer möglichen Einfüh-

rung des uneingeschränkten Briefwahlrechtes in Abwägung aller (verfassungsrecht-

lich relevanten) Umstände nicht zwingend entgegensteht. In der anschliessenden 

Diskussion im Landtag am 16. April 2003 wurde eine Öffnung des Briefwahlrechts 

gewünscht und die Regierung sagte zu, diesbezüglich umgehend eine Gesetzesvorla-

ge zu erstellen und dem Landtag eine Vorlage zu unterbreiten.   

Zudem wandte sich die Vorsteherkonferenz mit Schreiben vom 17. Oktober 2002 mit 

der Bitte an die Regierung, eine Abschaffung der Wanderurne zu prüfen, da diese 

nicht mehr oder nur noch in sehr seltenen Fällen beansprucht werde. 
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2. AUSGANGSLAGE

 
2.1 Geltende Rechtslage 

Als Basis für die vorliegende Vernehmlassung zur VRG-Revision sind folgende Ge-

setzes- und Verordnungsbestimmungen relevant: 

- Gesetz vom 17. Juli 1973 betreffend die Ausübung der politischen Volksrechte in 

Landesangelegenheiten, LGBl. 1973 Nr. 50 (LR 161); 

- Verordnung vom 18. Dezember 1973 über die erleichterte Stimmabgabe bei 

Wahlen und Abstimmungen in Landesangelegenheiten, LGBl. 1974 Nr. 1 

(LR 161.11); 

- Verordnung vom 15. April 1997 über die Delegation von Geschäften nach dem 

Gesetz über den Erwerb und Verlust des Landesbürgerrechts, dem Wappenge-

setz, dem Gesetz betreffend die Ausübung der politischen Volksrechte in Lan-

desangelegenheiten und dem Personen- und Gesellschaftsrecht, LGBl. 1997 

Nr. 97 (LR 172.011.14). 

3. SCHWERPUNKTE 

 

3.1 Stimm- und Wahlrecht 

Forderungen und Wünsche in Bezug auf die Anpassungen des Stimm- und Wahl-

rechts wurden in der einen oder anderen Form immer wieder vorgebracht. Als zen-

traler Punkt in dieser Diskussion ist auf jeden Fall zu beachten, dass die Erforder-

nisse zur Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen auf Verfassungsebene geregelt 

sind. Gemäss Art. 28 Abs. 2 der Verfassung stehen die politischen Rechte in Landes-

angelegenheiten „allen Landesangehörigen zu, die das 18. Lebensjahr vollendet, im 

Lande ordentlichen Wohnsitz haben und nicht im Wahl- oder Stimmrecht eingestellt 

sind“. Eine Abkehr von den derzeit geltenden Bestimmungen wäre also nur über eine 

Verfassungsänderung zu erreichen.  
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Im folgenden wird kurz auf die beiden am häufigsten zur Diskussion stehenden 

Punkte eingegangen. Dies sind das Erfordernis der „Staatsbürgerschaft“ und jenes  

des „ordentlichen Wohnsitzes in Liechtenstein“.  

Nicht näher eingegangen wird auf eine Anpassung des Stimm- und Wahlrechtsalters, 

welches erst im Jahre 2000 von 20 auf 18 Jahre gesenkt wurde. Eine weitere Herab-

setzung wird nicht angestrebt. 

3.1.1 Stimm- und Wahlrecht für Auslandliechtensteiner 

Anlässlich der Einführung des Briefwahlrechtes im Jahre 1996 wurde die Frage über 

die Einführung des Stimm- und Wahlrechtes für Auslandliechtensteiner letztmals 

ausführlich in der Öffentlichkeit diskutiert. Die in der Diskussion vorgebrachten 

Punkte für oder gegen eine Neuerung sind im wesentlichen nach wie vor dieselben.  

Als Hauptgrund für die Einführung des Stimm- und Wahlrechts für im Ausland le-

bende Liechtensteinerinnen und Liechtensteiner wird vor allem der intensivere Kon-

takt zwischen den Auslandliechtensteinern und dem Land sowie der Einbezug dieser 

Personengruppen in die Entscheidungen zur zukünftigen Entwicklung des Landes 

angeführt. Mit dem Stimm- und Wahlrecht, so wird argumentiert, würden sich inte-

ressierte Auslandliechtensteiner noch intensiver mit dem Land identifizieren, sie 

könnten von einem stärkeren Bewusstsein ihrer Herkunft und Geschichte profitieren 

und würden somit in ihrer Identität gestärkt. Aber auch das Land könne profitieren, 

denn die im Ausland lebenden Liechtensteinerinnen und Liechtensteiner seien wir-

kungsvolle Botschafter des Landes.  

Als Gegenargument wird vorgebracht, dass Auslandliechtensteiner von den Konse-

quenzen eines Wahl- oder Abstimmungsergebnisses nicht direkt betroffen wären. 

Dabei wird oft auch auf die im Verhältnis zu den im Lande ansässigen Stimmbürgern 

hohe Zahl der Auslandliechtensteiner hingewiesen. Ende 2001 waren weltweit rund 
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2'500 Auslandliechtensteiner erfasst. Es wurde die Frage gestellt, ob es erwünscht 

und richtig sei, dass dieser Personenkreis, welcher bei einer Wahl oder Abstimmung 

einen Anteil von 5 bis 10% ausmachen kann, den Ausgang des Urnenganges wesent-

lich beeinflussen könnte.   

Die Regierung ist der Überzeugung, dass es gerade für einen Kleinstaat wie Liech-

tenstein wichtig ist, dass sich die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger dauernd aktiv 

mit unserem Staatswesen auseinandersetzen, mit den liechtensteinischen Verhältnis-

sen vertraut sind und die an der Urne getroffenen Entscheidungen mittragen. Dies ist 

aber nur möglich, wenn die Stimm- und Wahlberechtigten ihren Wohnsitz und damit 

den Lebensmittelpunkt auch im Inland haben. Die Regierung sieht deshalb eine Aus-

dehnung des Stimm- und Wahlrechts für Auslandliechtensteiner zur Zeit nicht vor.  

3.1.2 Stimm- und Wahlrecht für Ausländer in Liechtenstein 

Verbunden mit der Frage nach der Gewährung von politischen Rechten an Ausland-

liechtensteinerinnen und Auslandliechtensteiner ist auch die Frage nach der Teil-

nahme der ausländischen Bevölkerung in Liechtenstein an politischen Prozessen. Es 

kann nämlich teilweise festgestellt werden, dass  das Argument des „Lebens-

mittelpunktes“ zu Lasten der Staatsagehörigkeit mehr und mehr in den Vordergrund 

rückt.  

Wie eingangs bereits erwähnt, ist die Ausübung der politischen Rechte in Landesan-

gelegenheiten gemäss der Verfassung auf die „Landesangehörigen“ beschränkt und 

damit mit der liechtensteinischen Staatsbürgerschaft verbunden. Eine Ausdehnung 

der politischen Rechte auf Einwohnerinnen und Einwohner Liechtensteins mit aus-

ländischem Pass hätte grosse Auswirkungen, besonders im Lichte des sehr hohen 

Ausländeranteils. Es ist zudem festzustellen, dass der Prozess zur Beteiligung von 

ausländischen Staatsangehörigen an Wahlen und Abstimmungen auch im Ausland 

noch wenig verbreitet ist und es erst wenige Ansätze in dieser Richtung gibt.   
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Die Regierung möchte deshalb auch in Bezug auf diese Frage an der geltenden Rege-

lung keine Anpassungen vornehmen und an der liechtensteinischen Staatsbürger-

schaft als Voraussetzung für die Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen festhal-

ten. Sie möchte an dieser Stelle auch darauf hinweisen, dass die erleichterte Einbür-

gerung Alteingesessener, welche vor knapp drei Jahren eingeführt wurde, einer gros-

sen Zahl von ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern die Möglichkeit eröffnet 

hat, mit dem Erwerb der liechtensteinischen Staatsbürgerschaft auch auf politischer 

Ebene aktiv an der Gestaltung des Landes mitzuwirken. Die Teilnahme an Wahlen 

und Abstimmungen ist somit für Ausländer, welche seit längerer Zeit in Liechten-

stein ihren Wohnsitz und ihren Lebensmittelpunkt haben, mit diesem Schritt mög-

lich. 

3.2 Wahlpflicht 

Das Verständnis, dass möglichst alle stimmberechtigten Bürger an Wahlen und Ab-

stimmungen teilnehmen sollten, ist in Liechtenstein tief verankert. Bereits die Ver-

fassung von 1862 hielt fest, dass mit „einem Gulden gebüsst wird, wer von der 

Wahlversammlung fern bleibt“.1   

Auch im heute gültigen Volksrechtegesetz von 1973 wird der Stimmpflicht hohe 

Bedeutung zugemessen: Gemäss Art. 3 ist die Teilnahme an Wahlen und Abstim-

mungen Bürgerpflicht. Mit der Stimmpflicht dokumentiert der Staat, dass die Staats-

bürger nicht nur Rechte haben, sondern auch Pflichten. Für die Regierung ist es des-

halb wichtig, diese Wahl- und Abstimmungsverpflichtung auch in Zukunft aufrecht-

zuerhalten.   

Demgegenüber ist die Regierung der Ansicht, dass die Bestimmungen in Bezug auf 

die (unentschuldigte) Nicht-Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen aufgehoben 

werden sollten. Es sind dies:  

                                                

 

1 Aus: Martin Batliner, die politischen Volksrechte im Fürstentum Liechtenstein, 1993, S. 35 
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- die Entschuldigungsgründe, das sind „Landesabwesenheit“, „Krankheit oder Ge-

brechlichkeit“ und „schwere Krankheit oder Todesfall in der Familie“ (Art. 4 

Abs. 1);  

- die viertägige Frist nach einer Wahl oder Abstimmung für das mündliche oder 

schriftliche Vorbringen dieser Entschuldigungsgründe beim Gemeindevorsteher 

(Art. 4 Abs. 2);  

- die Möglichkeit des Gemeindevorstehers, das unentschuldigte Fernbleiben, bzw. 

das Fernbleiben ohne gesetzlichen Grund mit einer Ordnungsbusse bis zu 

CHF 20.-- bestrafen zu können (Art. 90 Abs. 2).  

Die heutige Praxis widerspricht diesen Bestimmungen. Es ist der Regierung nicht 

bekannt, dass in den letzten Jahren eine Gemeinde bei Nicht-Teilnahme an Wahlen 

oder Abstimmungen Entschuldigungsgründe verlangt hätte oder gar Bussen verhängt 

worden wären. Vielmehr sind sich viele Stimmbürgerinnen und Stimmbürger der 

Existenz dieses Artikels gar nicht bewusst. Es ist auch nicht davon auszugehen, dass 

der Fortbestand dieser Bestimmungen die Bevölkerung zur Teilnahme an Wahlen 

und Abstimmungen motivieren wird.  

3.3 Stimmabgabe 

3.3.1 Stimmabgabe allgemein 

Seit der Einführung der brieflichen Stimmabgabe in Liechtenstein im Jahre 1996 hat 

sich das Bedürfnis der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, ihre Stimme brieflich 

abzugeben, ständig erhöht. Trotz des Bewilligungserfordernisses ist die Briefwahl zu 

einem wichtigen Bestandteil bei Wahlen und Abstimmungen geworden. Gleichzeitig 

mit der gewachsenen Bedeutung der brieflichen Stimmabgabe hat die erleichterte 

Stimmabgabe an Bedeutung verloren.  



 
9

 
Ein zentrales Anliegen dieser Vernehmlassung ist deshalb:  

- die Öffnung der brieflichen Stimmabgabe für alle Stimmbürgerinnen und Stimm-

bürger (Abschaffung der Bewilligungspflicht und Einführung des allgemeinen 

Briefwahlrechts);  

- die Gleichwertigkeit der brieflichen Stimmabgabe mit der Stimmabgabe an der 

Urne;  

- die Aufhebung der erleichterten Stimmabgabe (Wanderurne).  

Zudem soll im Gesetz die Möglichkeit vorgesehen werden, die elektronische Stimm-

abgabe versuchsweise einzuführen. 

3.3.2 Briefliche Stimmabgabe - In der Vergangenheit vorgebrachte Argumente 

Das allgemeine Briefwahlrecht, also die Möglichkeit zur brieflichen Stimmabgabe 

nicht nur für gesuchstellende Kranke und Gebrechliche oder Auslandaufenthalter, 

wurde in der jüngeren Vergangenheit bereits mehrfach diskutiert, vor allem im Vor-

feld der VRG-Revision im Jahre 1996.  

Drei Gemeinden äusserten sich damals positiv zur Einführung des allgemeinen 

Briefwahlrechts. Sie argumentierten, dass die Stimmbürger frei zwischen gleichwer-

tigen Möglichkeiten zur Stimmabgabe (Urne und Briefwahl) sollten entscheiden 

können. Ein weiteres Argument war der hohe administrative Aufwand. Dieser Ar-

gumentation sind aber eine Mehrheit der Gemeinden und die Regierung nicht gefolgt 

und das allgemeine Briefwahlrecht wurde nicht eingeführt, was im Bericht und An-

trag der Regierung an den Landtag wie folgt begründet wurde: „Nach Auffassung der 

Regierung ist der Gang ins Abstimmungslokal ein Ausdruck dessen, dass die Stimm-

bürgerinnen und Stimmbürger gemeinsam politische Verantwortung tragen und im 

Kollektiv Entscheidungen herbeiführen, die für alle verbindlich sind. Im Gang zur 
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Urne wird die gemeinsame Verantwortung sichtbar.“ Diese Ansicht teilte auch eine 

Mehrheit im Landtag.  

Nur wenige Jahre später wurde die Regierung mit dem Postulat betreffend eine Ab-

änderung des Volksrechtegesetzes vom 20. Oktober 1999 eingeladen, die Öffnung 

des Briefwahlrechts zu prüfen und dem Landtag gegebenenfalls einen entsprechen-

den Vorschlag zur Abänderung des Gesetzes über die Ausübung der politischen 

Volksrechte in Landesangelegenheiten zu unterbreiten.  

Die Regierung gelangte in ihrer Postulatsbeantwortung vom 25. März 2003 an den 

Landtag zur Auffassung, dass das Prinzip der geheimen Wahl einer möglichen Ein-

führung des uneingeschränkten Briefwahlrechtes in Abwägung aller (verfassungs-

rechtlich relevanten) Umstände nicht zwingend entgegensteht.  

Zudem wurden auch praktische Argumente erwähnt, welche für die Einführung des 

allgemeinen Briefwahlrechts sprechen. So wurde die Wahlbeteiligung genannt, die 

wahrscheinlich positiv beeinflusst werden könne, oder die in Art. 8b VRG enthaltene 

Frist bis zum letzten Mittwoch vor dem Abstimmungstag für die Gesuchstellung. 

Diese Frist bedeutet nicht nur zusätzlichen Aufwand für den Wähler, sondern ver-

hindert in jenen Fällen eine Teilnahme an der Wahl, in denen der Wahlhinderungs-

grund nach der genannten Frist auftritt (unerwartete Geschäftsreise, kurzfristiges 

Erkranken, Unfall, etc.).  

Eingegangen wurde auch auf die Tradition und den symbolischen Willen des Wäh-

lers, am politischen Geschehen aktiv teilzuhaben und Verantwortung zu tragen, wel-

che der Gang zur Urne verkörpert. Dies war schliesslich auch einer der Hauptgründe, 

weshalb ursprünglich das allgemeine Briefwahlrecht zugunsten eines eingeschränk-

ten Briefwahlrechtes abgelehnt wurde. Dem wurde entgegengehalten, dass Traditio-

nen, so hoch ihr Wert auch einzustufen ist, nicht rechtlich verbindlich sind, und dies 

zurecht, da sie aus Freiwilligkeit und Überzeugung gepflegt werden sollten. Die Ein-
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führung des allgemeinen Briefwahlrechts hätte auch nicht die Abschaffung dieser 

Tradition zur Folge. Vielmehr steht die Einführung einer zweckmässigen und unbü-

rokratischen Alternative zur persönlichen Stimmabgabe an der Urne im Vorder-

grund, damit möglichst alle Stimmbürgerinnen und Stimmbürger an Wahlen und 

Abstimmungen teilnehmen können.  

Im Rahmen der Diskussion zu dieser Postulatsbeantwortung im Landtag am 16. Ap-

ril 2003 wurde in allen Wortmeldungen im Landtag im Grundsatz die Einführung der 

allgemeinen Briefwahl befürwortet. 

3.3.3 Bestimmungen zur brieflichen Stimmabgabe 

Diesen Argumenten folgend sieht der vorliegende Entwurf die Gleichwertigkeit der 

brieflichen Stimmabgabe mit der persönlichen Stimmabgabe an der Urne als zentra-

les Element vor. Neu soll der Stimmberechtigte „seine Stimme persönlich an der 

Urne oder brieflich abgeben“ können - der Stimmbürger hat somit die freie Wahl 

zwischen zwei im Gesetz gleichwertigen Alternativen. Mit der Abschaffung der Be-

willigungspflicht können auch Kranke und Gebrechliche unbürokratisch an Wahlen 

und Abstimmungen teilnehmen.  

Die Regierung hat in der Folge auch die begleitenden Bestimmungen in Bezug auf 

die briefliche Stimmabgabe überprüft und schlägt folgende Anpassungen vor:   

Sofern ein Stimmberechtigter das Kuvert für die briefliche Stimmabgabe nicht der 

Post übergibt, sondern bei der Gemeindekanzlei abgeben möchte, soll es nicht mehr 

notwendig sein, dass er dies persönlich macht. Diese Einschränkung hat bei den Ge-

meinden immer wieder zu Schwierigkeiten geführt, weil jede vom Stimm-

berechtigten beauftragte Person das Zustellkuvert einem Postdienst übergeben, nicht 

aber bei der Gemeinde abgeben konnte. Ferner konnten die Gemeindebehörden vor 

allem in grösseren Gemeinden in vielen Fällen nicht überprüfen, ob die Stimme tat-

sächlich persönlich abgegeben wird oder ob der Stimmende nicht eine andere Person 
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mit der Übergabe des Kuverts bei der Gemeindekanzlei beauftragt hat. In Zukunft 

soll es deshalb nicht mehr notwendig sein, dass die briefliche Stimmabgabe persön-

lich bei der Gemeindekanzlei erfolgt.  

Die Regierung schlägt ferner vor, die gesetzliche Frist für das Eintreffen der brief-

lichen Stimmabgabe anzupassen. Derzeit ist vorgeschrieben, dass die briefliche 

Stimmabgabe bis spätestens am Freitag vor dem Abstimmungssonntag bei der Ge-

meindekanzlei eintreffen muss. Die Frist für das Eintreffen der brieflichen Stimmab-

gabe bei der Gemeinde soll auf den Abstimmungssonntag, bis zur Schliessung des 

Wahllokals in der Gemeinde ausgedehnt werden. Dafür sprechen vor allem die fol-

genden beiden Überlegungen:  

- Da die briefliche Stimme in Zukunft nicht mehr persönlich abgegeben werden 

muss, soll es auch möglich sein, dass ein Stimmbürger die briefliche Stimmab-

gabe, z.B. eines Familienmitglieds, zum Wahllokal mitbringt und diese dort der 

Wahl- oder Abstimmungskommission übergibt, bzw. in eine bereitgestellte sepa-

rate Urne für die briefliche Stimmabgabe einwirft.  

- Wenn briefliche Stimmabgaben am Samstag eintreffen, können diese in Zukunft 

ebenfalls ausgewertet werden. Dies war bisher nicht der Fall, obwohl die A-Post 

auch am Samstag von der Post bearbeitet, bzw. zugestellt wird. Sollte die Ge-

meinde ein Postfach unterhalten, ist es zumutbar, dass dieses an einem Abstim-

mungswochenende noch vor Ablauf der Frist geleert wird und allfällige briefli-

che Stimmabgaben der Kommission für die Auswertung übergeben werden.  

Wie bisher kann der Stimmberechtigte seine Stimme im In- und Ausland brieflich 

abgeben. Mit der Unterschrift unter eine vorgedruckte Erklärung bestätigt er, dass die 

Stimmabgabe seinem Willen entspricht. Das Zustellkuvert kann frankiert der Post 

übergeben oder bei der Gemeindekanzlei abgegeben werden. Es wäre allenfalls zu 

prüfen, ob die Portokosten der im Inland aufgegebenen brieflichen Stimmabgaben 
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von der jeweiligen Gemeinde getragen werden, wie es in vielen Kantonen der 

Schweiz der Fall ist. Die Regierung würde einen solchen Schritt der Gemeinden be-

grüssen. 

3.3.4 Prüfung der brieflichen Stimmabgabe 

Im Gesetz soll neu festgeschrieben sein, dass über die Prüfung der brieflichen 

Stimmabgabe ein gesondertes Protokoll zu führen ist. Darin werden unter anderem 

die fristgerecht eingegangenen Stimmabgaben sowie die gültigen und ungültigen 

brieflichen Stimmabgaben vermerkt. Zudem wird die Wahl- oder Abstimmungs-

kommission den Zeitpunkt der Prüfung im Protokoll festhalten.  

Betreffend die Prüfung der brieflichen Stimmabgabe schlägt die Regierung vor, dass 

die Wahl- oder Abstimmungskommission die brieflichen Stimmabgaben neu bereits 

vor der Schliessung der Wahllokale auf ihre Gültigkeit soll prüfen können. Auf die-

sen Punkt wird im Kapitel „Beschleunigung der Zählarbeit“ näher eingegangen. 

3.3.5 Zeitpunkt für die Zustellung des amtlichen Abstimmungsmaterials 

Gemäss Art. 18 VRG hat die Gemeindevorstehung den Stimmberechtigten das Ab-

stimmungsmaterial spätestens acht Tage vor einer Wahl oder Abstimmung zuzustel-

len. In der Praxis geschieht dies aber fast zwei Wochen vorher. Trotzdem ist diese 

Frist für Personen, welche sich weiter entfernt aufhalten und brieflich stimmen 

möchten, aber relativ knapp bemessen, da für den Versand und die Retournierung der 

Abstimmungsunterlagen nicht immer genügend Zeit bleibt.  

Es muss das Ziel sein, möglichst allen Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern die 

Teilnahme an einer Wahl oder Abstimmung zu ermöglichen. Die Regierung möchte 

diese Bestimmung deshalb anpassen und die Frist, bis zu der die Abstimmungsunter-

lagen den Stimmberechtigten zugestellt sein müssen, auf 14 Tage ausdehnen. In der 

Praxis werden die Unterlagen damit vermutlich fast drei Wochen vor dem Wahl- 
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oder Abstimmungstermin zugestellt. Dies ermöglicht sehr vielen Personen, die sich 

zeitweilig im Ausland aufhalten, ihre Stimme rechtzeitig abzugeben.   

Mit der Anpassung der Frist für die Zustellung des amtlichen Stimmmaterials ist es 

sinnvoll, auch die folgenden Fristen neu festzulegen: 

- Art. 11 Abs. 1: Öffentliche Auflage der Stimmregister: bisher 14 Tage, neu drei 

Wochen; 

- Art. 25, Abs. 2: Kundmachung über Festsetzung einer Wahl oder Abstimmung: 

bisher 14 Tage, neu vier Wochen. 

3.3.6 Sicherstellung der Zustellung 

Bisher ist gemäss Art. 8c Abs. 1 vorgesehen, dass die Gemeindekanzlei den Stimm-

bürgerinnen und Stimmbürgern, welche ihre Stimme brieflich abgeben möchten, das 

Abstimmungsmaterial an den gewünschten Ort zustellt, auch im Ausland.   

Die Regierung möchte diese Bestimmung auch weiterhin beibehalten, möchte aber 

allfällige Kollisionen mit Art. 18 vermeiden, gemäss welchem die Stimmkarten den 

Stimmberechtigten spätestens acht Tage (bzw. 14 Tage gemäss Vorschlag der Regie-

rung) einer Wahl oder Abstimmung zuzustellen sind. Diese Frist bezieht sich ledig-

lich auf Zustellungen im Inland, weshalb vorgesehen ist, diesen Punkt neu in den 

Weisungen zu regeln.   

Für den Fall, dass der Stimmberechtigte die Wahlunterlagen ins Ausland zugestellt 

haben möchte, kann die Gemeinde keine Verantwortung übernehmen, sollten die 

Unterlagen nicht rechtzeitig am gewünschten Ort eintreffen. Die Gemeinde soll nicht 

verpflichtet werden, die Unterlagen einem Express-Dienst zu übergeben oder mit 

eingeschriebener Post zuzustellen.  

Voraussetzung für den Versand ins Ausland wird sein, dass der Stimmberechtigte 
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diesen Wunsch bei der Gemeinde rechtzeitig anbringt. Der Begriff „rechtzeitig“ soll 

in diesem Fall auf den Zeitpunkt verweisen, an dem die Gemeindekanzlei die Unter-

lagen verschickt. Wurde das Abstimmungsmaterial bereits zugestellt, ist es zumut-

bar, dass der Stimmberechtigte die Unterlagen an seiner Wohnadresse entgegen 

nimmt. In Ausnahmefällen kann die Gemeinde eine „Ersatzstimmkarte“ ausstellen. 

3.3.7 Erleichterte Stimmabgabe (Wanderurne) 

Gemäss Art. 7 Abs. 2 VRG hat die Regierung mit Verordnung Bestimmungen zu 

treffen, die Kranken und Gebrechlichen eine erleichterte Stimmabgabe ermöglicht. 

Mit der Verordnung über die erleichterte Stimmabgabe bei Wahlen und Abstimmun-

gen in Landesangelegenheiten, LGBl. 1974 Nr. 1, ist die Regierung dieser Verpflich-

tung nachgekommen.  

Seit der Einführung der brieflichen Stimmabgabe im Jahr 1996 hat die Wanderurne 

zunehmend an Bedeutung verloren. Die briefliche Stimmabgabe wird sowohl für 

Kranke und Gebrechliche als auch für die Gemeinden als zweckmässige Alternative 

zur Wanderurne gesehen. Für erstere ermöglicht sie auch Stimmbürgerinnen und 

Stimmbürgern, welche sich im Landesspital Vaduz aufhalten, eine Teilnahme an 

Wahlen und Abstimmungen. Dies ist mit der Wanderurne nicht möglich. Zudem ist 

die Organisation und Durchführung der Wanderurne für die Gemeinden mit erhebli-

chem Verwaltungsaufwand verbunden. Die Vorsteherkonferenz hat der Regierung 

mit Schreiben vom 17. Oktober 2002 mitgeteilt, dass die Wanderurne nicht mehr 

oder nur noch in sehr seltenen Fällen beansprucht würde und dass die Gemeinden die 

Aufhebung der Wanderurne begrüssen. Folgende Zahlen untermauern diese Aussage:  

- bei der Landtagswahl 2001 wurde die Wanderurne noch von 34 Stimmberechtig-

ten in Anspruch genommen (briefliche Stimmabgabe: 681 Personen);  

- bei der Volksabstimmung über das Initiativbegehren zur Abänderung von Art. 20 

der Verfassung vom März 2002 wurde sie überhaupt nicht mehr beansprucht 



 
16

 
(briefliche Stimmabgabe: 189 Personen);  

- bei der Volksabstimmung über die Verfassungsinitiativen vom März 2003 wurde 

die Wanderurne nur in Vaduz von 4 Stimmberechtigten angefordert (briefliche 

Stimmabgabe: 750 Personen).  

Im Rahmen der Vernehmlassung wird deshalb vorgeschlagen, sowohl Art. 7 Abs. 2 

VRG als auch die entsprechende Verordnung aufzuheben. Mit der Einführung des 

allgemeinen Briefwahlrechts wird Kranken und Gebrechlichen eine gleichwertige 

und unbürokratische Alternative zur Wanderurne geboten. 

3.3.8 Elektronische Stimmabgabe: „E-Vote“ 

Unter dem Begriff E-Vote wird vor allem die Möglichkeit verstanden, elektronisch 

abzustimmen und zu wählen, d.h. in der Regel die Stimmabgabe via Internet, aber 

auch die elektronische Abgabe der Stimme im Wahllokal, zum Beispiel mit Hilfe 

eines „Touch-Screen“-Automaten. Es ist jedoch vorteilhafter, den Begriff breiter zu 

definieren, nämlich als die „elektronische Ausübung politischer Rechte“. Damit wer-

den auch andere Möglichkeiten der politischen Mitbestimmung einbezogen, wie zum 

Beispiel die Möglichkeit, Referenden und Initiativen auf elektronischem Weg zu 

unterzeichnen oder Informationen und Materialen zu Wahlen und Abstimmungen 

elektronisch zu verbreiten.  

Zur elektronischen Stimmabgabe werden europaweit in Pilotprojekten Erfahrungen 

gesammelt und auch in Liechtenstein wurden in der jüngeren Vergangenheit Vor- 

und Nachteile überprüft. Es ist dabei unbestritten, dass eine elektronische Stimmab-

gabe die öffentlichen Verwaltungen, aber auch die Stimmbürgerinnen und Stimm-

bürger mit einer ganzen Reihe von neuen Herausforderungen konfrontiert:  

- das Thema Sicherheit, die elektronische Datenübermittlung und der Datenschutz. 

Die grösste Herausforderung besteht darin, die Sicherung des Stimmergebnisses 
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einerseits und den Schutz vor Manipulation andererseits unter einen Hut zu brin-

gen;  

- die notwendigen Anpassungen im administrativen Bereich, im Besonderen die 

Vorbereitung von Wahlen und Abstimmungen und die Information an die 

Stimmbürger auf einer elektronischen Ebene;  

- das Vertrauen aller Stimmbürgerinnen und Stimmbürger in ein E-Voting System 

- auch von jenen Personen, welche ihre Stimme weiterhin auf „Papier“ abgeben.  

Die Überwindung dieser Hürden ist nur mit grossem Einsatz von Geld, Zeit, Personal 

und Material möglich. Es ist zudem zu erwähnen, dass technische Pannen und Feh-

lerquellen bei der elektronischen Stimmabgabe schwieriger zu eruieren sind als bei 

herkömmlichen Verfahren, und dass die öffentliche Kontrolle von Nachzählungen 

erschwert wird.   

Trotzdem verspricht die elektronische Stimmabgabe zahlreiche Vorteile, wobei die 

folgenden besonders zu erwähnen sind: 

- Wir bewegen uns zunehmend auf eine Gesellschaft zu, in welcher die Bürgerin-

nen und Bürger immer besser mit den elektronischen Kommunikationsmitteln 

umzugehen wissen. Das E-Voting kann deshalb als eine Anpassung der politi-

schen Verfahren an die neuen gesellschaftlichen Entwicklungen verstanden wer-

den. Bereits heute erwarten viele Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, dass In-

formationen im Vorfeld von Wahlen und Abstimmungen sowie die Ergebnisse 

am Wahltag elektronisch im Internet angeboten werden. Ein entsprechendes An-

gebot des Presse- und Informationsamtes wird auch rege benutzt. 

- Elektronisch abgegebene Stimmen sind in Rekordzeit ausgezählt. Laut einem 

Bericht der NZZ hat das Auszählen der virtuellen Wahlurne im Rahmen eines Pi-

lotprojektes in der Gemeinde Anières (Kanton Genf) nur gerade 73 Sekunden ge-
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dauert.2  

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Einführung eines E-Voting-

Verfahrens ein sehr komplexes Vorhaben ist und die Ressourcen, welche für Pilot-

projekte im Bereich der elektronischen Stimmabgabe aufgebracht werden müssen, 

bedeutend sind. Zur Verdeutlichung sei nochmals auf das bereits angesprochene Pi-

lotprojekt in der Gemeinde Anières verwiesen, bei welchem sich allein die finanziel-

len Aufwendungen für den Schweizerischen Bund und den Kanton Genf auf insge-

samt 1.5 Mio. Franken beliefen.  

Die Regierung ist der Ansicht, dass Liechtenstein in diesem Bereich nicht unbedingt 

eine Vorreiterrolle übernehmen muss. Auf Grund der nach wie vor vergleichsweise 

hohen Stimmbeteiligung drängt sich die elektronische Stimmabgabe auch aus dieser 

Perspektive nicht zwingend auf. Trotzdem ist zu erwarten, dass sich international die 

Erfahrungen zur elektronischen Stimmabgabe in nächster Zeit stark erweitern wer-

den. Die rasche Entwicklung der elektronischen Medien und die wachsende Zahl der 

Bürger, für welche der Umgang mit den elektronischen Medien eine Selbstverständ-

lichkeit ist, wird dazu beitragen, dass die Diskussion um das E-Voting kaum ver-

stummen wird. Vielmehr ist zu erwarten, dass der zur Zeit noch geringe Druck der 

Stimmbürgerinnen und Stimmbürger zunehmen wird, an Wahlen und Abstimmungen 

elektronisch teilzunehmen.  

Die Regierung möchte die anstehende Revision des Volksrechtegesetzes deshalb 

nutzen, um auf gesetzlicher Basis die Möglichkeit zu schaffen, auch in Liechtenstein 

örtlich, zeitlich und sachlich begrenzte Versuche mit der elektronischen Stimmab-

gabe zuzulassen. Entsprechende Versuche müssten von der Regierung im Einver-

nehmen mit interessierten Gemeinden genehmigt werden. Selbstverständlich müssen 

bei allfälligen Versuchen die Kontrolle der Stimmberechtigung, das Stimm- und 

Wahlgeheimnis und die Erfassung aller Stimmen gewährleistet und Missbräuche 

                                                

 

2 NZZ-Artikel vom 20. Januar 2003 
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ausgeschlossen bleiben, was im Gesetz ebenfalls präzisiert wird. Bei Pilotprojekten 

zur elektronischen Stimmabgabe regelt die Regierung insbesondere die Voraus-

setzungen gültiger Stimmabgabe und die Ungültigkeitsgründe mit Verordnung.  

Was die Publikation von Informationen zu Wahlen und Abstimmungen betrifft, wur-

de mit dem Aufbau der Web-Site, auf der die Ergebnisse von Wahlen und Abstim-

mungen veröffentlicht werden, ein erster sehr erfolgreicher Schritt gemacht. Dort 

können sich Stimmbürgerinnen und Stimmbürger aber auch andere interessierte 

Kreise aus dem In- und Ausland äusserst schnell und detailliert informieren.  

In Bezug auf allgemeine Informationen im Bereich der politischen Volksrechte so-

wie bezogen auf amtliche Informationen im Vorfeld von Wahlen und Abstimmungen 

besteht aber noch Nachholbedarf. Diese Lücke soll im Zuge des weiteren Ausbaus 

des Internet-Portals der Liechtensteinischen Landesverwaltung geschlossen werden. 

Dazu gehören:  

- Zusammenstellung von häufig gestellten Fragen zu den politischen Volksrechten, 

z. B. zu Fristen betreffend Landtags- und Gemeindewahlen sowie zu Initiativen 

und Referenden, Fragen zur Stimmberechtigung und zeitweiligem Auslandauf-

enthalt, Verteilung der Mandate bei Wahlen, etc.;  

- Laufende Referenden (und entsprechende Fristen);  

- Modellformulare für die Sammlung von Unterschriften für Initiativen und Refe-

renden als Download;  

- Historische Daten zu vergangenen Wahlen und Abstimmungen;  

- Effizientere elektronische Unterstützung der Gemeinden bei der Vorbereitung 

von Wahlen und Abstimmungen. 
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3.4 Beschleunigung der Zählarbeit  

Parallel zur steigenden Zahl der Stimmberechtigten wurden auch immer wieder Ver-

suche unternommen, die Zählarbeit in den Wahl- oder Abstimmungskommissionen 

zu beschleunigen. 

3.4.1 In der Vergangenheit durchgeführte Abklärungen  

Im Februar 2000 präsentierte eine von der Regierung bestellte Arbeitsgruppe zur 

Überprüfung der Möglichkeiten zur Einführung der elektronischen Erfassung der 

Wahl- und Abstimmungsergebnisse ihren Bericht. Die Arbeitsgruppe hielt im We-

sentlichen folgendes fest:  

Eine „maximale“ Automation kann nur erreicht werden, wenn eine Wahl oder Ab-

stimmung vollständig elektronisch durchgeführt wird, d.h. wenn die Stimmenden ihr 

Stimmkuvert nicht mehr in die Urne einwerfen, sondern ihre Stimme elektronisch 

abgeben. Dies könnte entweder per Internet oder mit Hilfe von Automaten im Ab-

stimmungslokal geschehen. Eine solche Lösung wurde aber nicht weiter geprüft, 

weil sie gemäss Interpretation der Arbeitsgruppe einen zu grossen Bruch mit den 

bestehenden Traditionen der Urnenwahl bedeutet hätte.  

Die von der Arbeitsgruppe vorgeschlagene Lösung sah stattdessen vor, von Hand 

ausgefüllte und in die Urne eingelegte Stimmzettel mit Hilfe eines Scanners elektro-

nisch zu erfassen. Dabei wurde zwischen einer zentralen und einer dezentralen Vari-

ante unterschieden. Die zentrale Variante sah vor, alle Stimmzettel in einer Gemein-

de in jedem Wahlkreis einzulesen (Vaduz und Mauren); bei der dezentralen Variante 

sollte ein Scanner in (fast) allen Gemeinden installiert werden. In jedem Fall war die 

Zielsetzung so definiert, dass die Stimmenzählung innerhalb von 4 Stunden abge-

schlossen sein muss.  

Die damals angegebenen Kosten beliefen sich auf ca. CHF 1'000'000.-- für die zent-

rale Lösung und CHF 1'630'000.-- für die dezentrale Lösung. 
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In Anbetracht der auch bei dieser Lösung geringen Zeitersparnis im Vergleich zu den 

anfallenden Kosten wurde sie nicht weiterverfolgt. Zusätzliche Gründe für die ableh-

nende Haltung der Regierung war die Tatsache, dass die Scanner nur wenige Male 

im Jahr benutzt worden wären und eine grundsätzliche Neugestaltung der Stimmzet-

tel notwendig geworden wäre, um den technischen Anforderungen zu genügen. Zu-

dem wären verschiedene Anpassungen im VRG notwendig geworden.  

Im Juni 2002 hat die Regierung auf Anregung der Vorsteherkonferenz eine Arbeits-

gruppe zur Prüfung von organisatorischen Verbesserungen bei Wahlen und Abstim-

mungen bestellt, auf deren Anregung in der Zwischenzeit verschiedene Verbesserun-

gen realisiert werden konnten. Sie alle basieren auf dem bestehenden Volksrechtege-

setz. 

3.4.2 Elektronische Unterstützung der Wahl- oder Abstimmungskommissio-
nen in den Gemeinden 

Für die Gemeindewahlen 2003 haben acht der elf Gemeindewahlkommissionen 

erstmals eine Software zur Unterstützung ihrer Arbeit eingesetzt. Die EDV-

Unterstützung hat sich sowohl in Bezug auf Zeitersparnisse als auch in Bezug auf 

Sicherheit bewährt, und es ist vorgesehen, dass die Software für die Landtagswahlen 

2005 in allen Gemeinden als Zählhilfe eingesetzt wird.  

Das geltende VRG macht keine Hinweise auf den Gebrauch von technischen Hilfs-

mitteln für die Zählarbeit in den Kommissionen. Obwohl der Landtag ursprünglich 

eine solche Möglichkeit nicht ausdrücklich vorgesehen hat, spricht nichts gegen de-

ren Verwendung. Die Regierung möchte die vorliegende Revision des Volksrechte-

gesetzes aber trotzdem dazu benutzen, diesen Punkt klarer zu beschreiben und 

schlägt einen entsprechenden Einschub vor, mit welchem den Wahl- und Abstim-

mungskommissionen in den Gemeinden die Verwendung technischer Hilfsmittel 

beim Auszählen der Stimmen, welche die Zählarbeit beschleunigen, ausdrücklich 
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gestattet wird. 

3.4.3 Zeitpunkt der Prüfung der brieflichen Stimmabgaben 

Mit der geplanten Einführung des allgemeinen Briefwahlrechts ist mit einem deutli-

chen Anstieg der Zahl der brieflich abgegebenen Stimmen zu rechnen. Dies wird 

unter anderem durch eine Umfrage in der Schweiz bestätigt, welche die Bundeskanz-

lei der Schweiz mit den kantonalen Staatskanzleien im Jahre 1998 durchführte.3 Da-

bei wurde festgestellt, dass der Anteil der brieflichen Stimmabgaben in erster Linie 

davon abhängt, wie leicht es den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern gemacht 

wird, brieflich abzustimmen. Kantone, welche die briefliche Stimmabgabe nur auf 

Gesuch ermöglichen, hatten einen wesentlich geringeren Anteil an brieflich abgege-

benen Stimmen als Kantone, welche das uneingeschränkte Briefwahlrecht kennen. 

Unter letzteren wurde dabei ein Mittelwert von 57% brieflichen Stimmabgaben be-

rechnet. Zum Vergleich: In Liechtenstein machte der Anteil der brieflich abgegebe-

nen Stimmen bei der Abstimmung über die Initiativbegehren zur Abänderung der 

Landesverfassung vom März 2003 lediglich 5% aus.  

Doch bereits dieser relativ geringe Anteil an brieflich abgegebenen Stimmen hat da-

zu geführt, dass sich die Arbeit in den Wahlkommissionen trotz EDV-Unterstützung 

nicht reduziert und in einigen Fällen sogar erhöht hat.   

Da die Wahl- oder Abstimmungskommission derzeit verpflichtet ist, die Prüfung der 

brieflichen Stimmabgaben gemäss Art. 8e Abs. 2 des geltenden VRG erst nach der 

Schliessung der Wahllokale durchzuführen, müsste damit gerechnet werden, dass 

Wahl- und Abstimmungsergebnisse erheblich später als bisher gewohnt feststehen 

würden. Dies würde den in der Vergangenheit gemachten Bemühungen um eine Be-

schleunigung der Zählarbeit entgegen stehen.  

                                                

 

3 „Umfrage über die briefliche Stimmabgabe“ der Bundeskanzlei (Informationsdienst) mit den Staatskanzleien, 1998. Der entspreche n-
de Bericht ist im Internet unter http://www.admin.ch/ch/d/pore/va/doku/pdf/enquete_bsa.pdf verfügbar. 

http://www.admin.ch/ch/d/pore/va/doku/pdf/enquete_bsa.pdf
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Die Regierung schlägt deshalb vor, den Entscheid über den Zeitpunkt der Prüfung 

der brieflich abgegebenen Stimmen in Zukunft dem Verantwortungsbereich der 

Wahl- oder Abstimmungskommissionen in den Gemeinden zu übertragen. Sie sollen 

die Möglichkeit haben, die brieflichen Stimmabgaben bereits vor der Schliessung der 

Wahllokale auf ihre Gültigkeit hin zu prüfen. Die Regierung geht davon aus, dass 

diese Prüfung in der Regel entweder am Sonntag morgen oder an einem der Tage 

unmittelbar vor dem Abstimmungswochenende durchgeführt wird. Briefliche 

Stimmabgaben, welche nach dieser zeitlich vorweggenommenen Prüfung, aber noch 

in der vorgegebenen Frist eintreffen, können nach wie vor nach der Schliessung der 

Wahllokale ausgewertet werden.  

Die als gültig anerkannten brieflichen Stimmabgaben werden wie bisher ungeöffnet 

in eine Urne eingelegt, welche versiegelt und in der Gemeinde sicher aufbewahrt 

wird. Die Auszählung der Stimmen erfolgt nach Schliessung der Wahllokale. 

3.4.4 Anzahl Mitglieder in den Hauptwahl- oder Hauptabstimmungskommis-
sionen 

Die Hauptwahl- oder Hauptabstimmungskommission in den beiden Landschaften hat 

gemäss Art. 54 Abs. 1 die Gemeindeergebnisse zu überprüfen. Gemäss Art. 23 Abs. 

1 VRG besteht die Hauptwahl- oder Hauptabstimmungskommission aus höchstens 

elf Mitgliedern und vier Ersatzmitgliedern.  

Verschiedentlich wurde eine Erhöhung der vorgeschriebenen Höchstzahl in diesen 

Kommissionen diskutiert, um die Zählarbeit zu beschleunigen. Die Regierung sieht 

von einer Erhöhung der Mitgliederzahl aber ab, obwohl dadurch die Zählarbeiten in 

den Hauptwahl- oder Hauptabstimmungskommissionen vermutlich beschleunigt 

werden könnten und somit die definitiven Resultate früher bekannt wären. Allerdings 

würde durch eine höhere Zahl der anwesenden Personen die Arbeit in diesen Kom-

missionen auch unübersichtlicher. Bei den Hauptwahl- oder Hauptabstimmungs-

kommissionen steht aber Geschwindigkeit weniger im Vordergrund, weil das provi-
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sorische Ergebnis bereits vorliegt. Zudem werden auch sie von der elektronischen 

Unterstützung der Zählarbeit profitieren.  

In einigen Fällen hat sich jedoch gezeigt, dass eine Beschränkung auf maximal vier 

Ersatzmitglieder knapp ist, da dadurch in der Praxis für jede Wählergruppe lediglich 

ein Ersatzmitglied bestellt werden kann. Die Regierung schlägt deshalb vor, diese 

Beschränkung neu auf maximal sechs Ersatzmitglieder anzuheben.  

3.5 Abstimmungsprotokoll 

3.5.1 Anlass 

Die derzeit geltende Gesetzeslage schreibt vor, dass das Protokoll neben dem Erge-

bnis unter anderem folgende Zahlen zu enthalten hat (Art. 34): Zahl der Stimmbe-

rechtigten der Gemeinde, Zahl der abgegebenen Stimmkarten, Zahl der brieflich ab-

gegebenen Stimmen, Zahl der eingelegten Stimmzettel, und die Zahl der gültigen, 

ungültigen und leeren Stimmen.   

Dabei wurde erwartet, dass die Zahl der eingelegten Stimmzettel abzüglich der lee-

ren und ungültigen Stimmen die Zahl der gültigen Stimmzettel ergibt. Mit dieser 

Kontrollrechnung sollte die formale Richtigkeit des Protokolls schnell und sicher 

überprüft werden können, unter anderem auch mit dem Ziel, die Arbeit in den Kom-

missionen in jedem Entscheidungsschritt auch für den Aussenstehenden nachvoll-

ziehbar zu machen.   

Das folgende Beispiel zur Abstimmung vom 12./14. Oktober 1973 über das Volks-

rechtegesetz kann dies erläutern: 
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(1) Zahl der Stimmberechtigten  4’528 

(2) Eingegangene Stimmzettel  3’330 

(3) Annehmende sind  1’705 

(4) Verwerfende sind  1’349 

(5) Ungültige Stimmen  125 

(6) Leere Stimmen  151  

Kontrollrechnung:  (3) + (4) + (5) + (6) = (2)  

1’705 + 1’349 + 125 + 151  = 3’330 

3.5.2 „Zahl der eingelegten Stimmzettel“ 

Wie dargelegt, hat das Protokoll gemäss Art. 34 Abs. 2 lit. d die „Zahl der eingeleg-

ten Stimmzettel“ zu enthalten. Die Zahl der gültigen Stimmen wird durch Abziehen 

der leeren und ungültigen Stimmen von der Zahl der eingelegten Stimmzettel ermit-

telt. Bei Wahlen entspricht aber eine leere Stimme einem leeren Stimmkuvert, d.h. es 

wird kein Stimmzettel abgegeben und streng genommen wäre eine leere Stimme gar 

nicht möglich. Tatsächlich wurden bei Landtagswahlen aber leere Stimmabgaben 

festgestellt.  

Die rechnerischen Unklarheiten haben sich mit der Einführung der brieflichen 

Stimmabgabe im Jahre 1996 noch akzentuiert. Gemäss Art. 8e Abs. 5 sind als ungül-

tig erklärte briefliche Stimmabgaben wie ungültige Stimmzettel zu behandeln. Da 

das Stimmkuvert der ungültigen brieflichen Stimmabgaben aber weder geöffnet noch 

in die Urne eingelegt werden kann, kann kein Stimmzettel festgestellt werden. Trotz-

dem wird erwartet, dass diese ungültigen brieflichen Stimmabgaben von der Zahl der 

eingegangenen Stimmzettel abgezogen werden. 
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Mit einer eindeutigeren Formulierung des entsprechenden Abschnittes können diese 

Unklarheiten beseitigt werden. Neu wird im Protokoll anstelle der „Zahl der einge-

legten Stimmzettel“ die „Zahl der abgegebenen Stimmen“ verlangt. Darin enthalten 

sind:  

- Alle in die Urne eingelegten Stimmkuverts;  

- alle (gültig oder ungültig) abgegebenen brieflichen Stimmabgaben.  

Es ist an dieser Stelle noch darauf hinzuweisen, dass die Zahl der „abgegebenen 

Stimmkuverts“ eigentlich bei jedem Urnengang mit der Zahl der „abgegebenen 

Stimmkarten“ übereinstimmen sollte. In der Praxis ist dies aber nicht immer so, z. B. 

wenn ein Stimmbürger im Wahllokal lediglich die Stimmkarte abgibt, dann aber kein 

Kuvert in die Urne einlegt. Stimmt in einer Gemeinde die Zahl der abgegebenen 

Stimmen nicht mit den abgegebenen Stimmkarten überein, ist eine Erklärung der 

Wahl- oder Abstimmungskommission im Protokoll erforderlich.  

Analog zu dieser Begriffsanpassung wird auch Art. 78 Abs. 3 aktualisiert, wo es statt 

„eingegangene Stimmzettel“ neu „abgegebene Stimmen“ heisst. 

3.6 Diverses 

3.6.1 Sicherungsmassnahmen 

Gemäss Art. 32 VRG sind, wenn an einem Vortage abgestimmt wird, die Urnen je-

weils nach Ablauf der Öffnungszeit von der Wahl- oder Abstimmungskommission 

zu versiegeln oder zu plombieren und samt dem Stimmregister und den Stimmkarten, 

die in einem Kuvert versiegelt sein müssen, sicher einzuschliessen.   

Zudem kann die Regierung mit Weisung ergänzende Sicherungsmassnahmen anord-
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nen, was bei Wahlen und Abstimmungen auf Landesebene auch geschieht. In diesen 

Fällen werden die Urnen von Freitag Abend bis Sonntag Vormittag im fast 100 Jahre 

alten Tresor des Regierungsgebäudes aufbewahrt. Neben der Tatsache, dass diese 

Lösung sehr umständlich ist, ist die Gefahr, dass der Tresor eines Tages aus irgend 

welchem Grund nicht mehr geöffnet werden kann, erheblich.  

Mit der Einführung des allgemeinen Briefwahlrechts ist zudem mit einer stark stei-

genden Zahl der brieflichen Stimmabgaben zu rechnen, welche in den Gemeinden 

sicher aufbewahrt werden müssen (Art. 8b). Es ist sinnvoll, in Art. 32 auch auf diese 

brieflichen Stimmabgaben zu verweisen.  

Die Zuständigkeit für die sichere Aufbewahrung der Wahl- und Abstimmungs-

unterlagen soll deshalb, analog zu Wahlen und Abstimmungen auf Gemeindeebene, 

auch bei Wahlen und Abstimmungen auf Landesebene explizit den Gemeinden über-

tragen werden. Gleichzeitig werden die wichtigsten Bereiche, für die besondere Si-

cherheitsmassnahmen erforderlich sind, präzisiert.   

Die Gemeinden sind demnach für die sichere Verwahrung der Wahl- und Abstim-

mungsunterlagen zuständig. Dies gilt insbesondere für  

- die per Post zugestellten oder persönlich oder durch einen Stellvertreter bei der 

Gemeindekanzlei abgegebenen Kuverts für die briefliche Stimmabgabe;  

- die von der Wahl- oder Abstimmungskommission geprüften und in die Urne ein-

gelegten brieflichen Stimmabgaben, falls diese Prüfung vorzeitig erfolgt ist;  

- die nach Ablauf der Öffnungszeit von der Wahl- oder Abstimmungskommission 

versiegelten oder plombierten Urnen, samt Stimmregister und Stimmkarten, 

wenn an einem Vortag abgestimmt wird.  
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Der Regierung bleibt es auch in Zukunft vorbehalten, ergänzende Sicherungs-

massnahmen anzuordnen. 

3.6.2 Überbringer der Wahlakten 

Gemäss Art. 54 Abs. 1 hat die Hauptwahlkommission jeder Landschaft die Gemein-

deergebnisse zu überprüfen. Bei der Überprüfung der Wahlergebnisse einer jeden 

einzelnen Gemeinde sind ihre Überbringer zuzuziehen.  

In der Praxis sind die Gemeindevertreter (Überbringer) in der Regel nicht anwesend. 

Zum einen, weil die Überbringer zum Teil länger warten müssten und zum anderen, 

weil bei der Nachzählung der Wahl- oder Abstimmungsresultate oft gar keine Fragen 

entstehen. Trotzdem ist es wichtig, dass Sie bei Bedarf kontaktiert und ev. beigezo-

gen werden können. 

3.6.3 Gestaltung des Stimmzettels 

Gemäss Art. 48 Abs. 1 tragen die Stimmzettel unter anderem die Bezeichnung „Amt-

licher Stimmzettel“ und den Amtsstempel. In der Praxis ist aber nicht ein 

„Amtsstempel“ sondern das „grosse Staatswappen“ aufgedruckt. Der Begriff sollte 

entsprechend angepasst werden. 
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4. ERLÄUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN ARTIKELN

 

Art. 4: Entschuldigungsgründe für die Nicht-Teilnahme an Wahlen und Ab-
stimmungen 

Sowohl Absatz 1, welcher die Entschuldigungsgründe bei Nicht-Teilnahme an Wah-

len und Abstimmungen regelt, sowie Absatz 2, welcher eine Frist von vier Tagen 

nennt, um diese Gründe beim Gemeindevorsteher vorzubringen, werden aufgehoben. 

Art. 5: Ort 

- Die Überschrift vor Art. 5 wird aufgehoben („Persönliche Stimmabgabe“)  

- Der neue Art. 5 beschreibt die Gleichwertigkeit der persönlichen Stimmabgabe 

an der Urne mit der brieflichen Stimmabgabe. 

Art. 7: Persönliche Stimmabgabe an der Urne 

Um im Volksrechtegesetz eine gute Übersicht zu gewährleisten, werden neu in Art. 7 

die wesentlichen Punkte in Bezug auf die Stimmabgabe an der Urne zusammenge-

fasst, während Art. 8 und 8a die briefliche Stimmabgabe regeln.   

Bisher enthielt Art. 7 Abs. 2 die Bestimmungen betreffend die vorzeitige und erleich-

terte Stimmabgabe. Neu fasst er die Bestimmungen in Bezug auf die persönliche 

Stimmabgabe an der Urne zusammen:  

- Die Überschrift lautet neu „Persönliche Stimmabgabe an der Urne“;  

- der bisher gültige Art. 8, welcher die Abstimmungszeit regelt, wird neu zu Art. 7 

Abs.1, da dieser nur für die persönliche Stimmabgabe an der Urne von Bedeu-

tung ist;  

- der bisherige Abs. 1 dieses Artikels wird zu Absatz 2; 
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- der bisher gültige Abs. 2 wird aufgehoben (erleichterte Stimmabgabe). 

Art. 8 und 8a: Briefliche Stimmabgabe 

Art. 8 und 8a fassen die Bestimmungen in Bezug auf die briefliche Stimmabgabe 

zusammen. 

Art. 8: Stimmabgabe 

Mit der Aufhebung des Erfordernisses der Gesuchstellung für die briefliche Stimm-

abgabe sind im Wesentlichen noch Art. 8d und 8e relevant, während Art. 8a bis 8c 

obsolet werden:  

- Die Überschrift vor Art. 8a wird beibehalten („Briefliche Stimmabgabe“); 

- der bisherige Art. 8d wird zu 8a. Die Überschrift wird beibehalten („Stimmabga-

be“); 

- Abs. 1: Die Stimme kann von jedem Ort im In- und Ausland brieflich abgeben 

(bisher Art. 8a Abs. 2); 

- Abs. 2: Stimmkuvert und Stimmkarte sind zu verschliessen. Die vorgedruckte 

Erklärung muss unterschrieben sein (bisher Art. 8d Abs.1); 

- Abs. 3: Der Satzteil „oder durch eine Stellvertreter abgegeben werden“ wird ein-

gefügt; 

- Abs. 4: Neu ist die briefliche Stimmabgabe spätestens bis zur Schliessung der 

Wahllokale am Abstimmungssonntag möglich. 
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Art. 8b: Prüfung 

- Der bisherige Art. 8e wird zu 8a. Die Überschrift wird beibehalten („Prüfung“); 

- Abs. 2: Die Zeitvorgabe („nach Schliessung der Urne“) für die Prüfung der brief-

lichen Stimmabgaben wird gestrichen. Es sollen in Zukunft die Wahl- oder Ab-

stimmungskommissionen in den Gemeinden entscheiden, wann die brieflichen 

Stimmabgaben geöffnet und geprüft werden; 

- in Abs. 3 lit. c wird der Verweis angepasst (8 Abs. 4 statt 8d Abs. 4). 

- Abs. 4 wird neu eingefügt (gesondertes Protokoll über die Prüfung der brief-

lichen Stimmabgabe); 

- bisheriger Abs. 4 wird zu Abs. 5; 

- bisheriger Abs. 5 wird zu Abs. 6. Der Begriff „Stimmzettel“ wird durch „Stim-

men“ ersetzt; 

- bisheriger Abs. 6 wird zu Abs. 7. Der Satzteil „nach Abschluss des Prüfvor-

ganges der Wahl- oder Abstimmungskommission“ wird durch „nach der in Art. 8 

Abs. 4 genannten Frist“ ersetzt. 

Art. 8b: Elektronische Stimmabgabe 

Der neu eingefügte Artikel 8b ermöglicht der Regierung, zeitlich und sachlich be-

grenzte Versuche zur elektronischen Stimmabgabe zu genehmigen. Die Kontrolle der 

Stimmberechtigung, das Stimm- und Wahlgeheimnis sowie die Erfassung aller 

Stimmen müssen gewährleistet und Missbräuche ausgeschlossen bleiben. Die Ein-

zelheiten, insbesondere die Voraussetzungen gültiger Stimmabgaben und die Ungül-

tigkeitsgründe werden von der Regierung mittels Verordnung geregelt. 

Art. 11 Abs. 2: Öffentliche Auflage der Stimmregister 

Die Frist wird von bisher 14 Tagen vor dem Abstimmungssonntag auf neu 3 Wochen 

angepasst. 
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Art. 18: Zustellung des amtlichen Abstimmungsmaterials 

Die Frist wird von  bisher 8 Tagen vor dem Abstimmungssonntag auf neu 14 Tage 

angepasst. 

Art. 23: Hauptwahl- oder Hauptabstimmungskommission 

Die Beschränkung auf vier Ersatzmitglieder auf sechs erhöht. 

Art. 25 Abs. 2: Kundmachung über die Festsetzung einer Wahl oder Abstim-
mung 

Die Frist wird von bisher 14 Tagen vor dem Abstimmungssonntag auf neu vier Wo-

chen angepasst. 

Art. 32: Sicherungsmassnahmen 

- Abs. 1: Die Zuständigkeit für die sichere Aufbewahrung der Wahl- und Abstim-

mungsunterlagen wird auch bei Wahlen und Abstimmungen grundsätzlich den 

Gemeinden übertragen. Neu sind Bst. a und b, während Bst. c im Wesentlichen 

dem bisherigen Text entspricht. 

- Abs. 2: Der Regierung soll es auch in Zukunft möglich sein, mittels Weisung 

ergänzende Sicherungsmassnahmen anzuordnen. 

Art. 33: Ermittlung der Resultate 

Da die Wahl- oder Abstimmungskommission den Zeitpunkt, an dem sie die Prüfung 

der brieflichen Stimmabgabe durchführt, selber festlegt, ist auch eine Anpassung des 

geltenden Art. 33 notwendig:  

- Der bisherige Art. 33 wird zu Art. 33 Abs. 1. 

- Abs. 1: Analog zu Art. 8b wird der Zeitpunkt, an dem die Wahl- oder Ab-

stimmungskommission die brieflichen Stimmabgaben zu prüfen hat, nicht mehr 

vorgeschrieben. Der Artikel wird entsprechend präzisiert. 

- Abs. 2:  Neu wird ein Absatz eingefügt, welcher beim Auszählen der Stimmen 

der Wahl- oder Abstimmungskommission die Verwendung technischer Hilfs-

mittel, welche die Zählarbeit beschleunigen, ausdrücklich gestattet. 
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Art. 34: Protokoll 

Abs. 1 lit. d wird neu zu „Zahl der abgegebenen Stimmen“. 

Art. 48: Stimmzettel 

In der Praxis tragen die Stimmzettel bereits seit langem nicht mehr einen 

„Amtsstempel“ sondern das „grosse Staatswappen“. Der Begriff wird entsprechend 

angepasst. 

Art. 49: Wahlvorgang 

Die vier Absätze im bisherigen Art. 49 werden neu in zwei Artikel aufgeteilt. Artikel 

49 enthält in Zukunft die Bestimmungen rund um den Wahlvorgang an der Urne 

(bisherige Absätze 1 und 2), während ein neu einzufügender Artikel 49a die Bestim-

mungen zum Ausfüllen des Stimmzettels zusammenfasst (bisherige Absätze 3 und 

4). 

Art. 54: Wahlkreisergebnis 

Der zweite Satz in Abs. 1 wird dahingehend abgeändert, dass die Überbringer der 

Wahlergebnisse nicht mehr in jedem Fall zuzuziehen sind, sondern nur noch bei Be-

darf. Sie müssen aber erreichbar sein. 

Art. 78: Angenommene oder verworfene Beschlüsse 

In Abs. 3 wird der Begriff „Eingegangene Stimmzettel“ durch „Zahl der abgegebe-

nen Stimmen“ ersetzt.  

Art. 90: Ordnungswidrigkeiten 

Absatz 2, nach welchem der Gemeindevorsteher Stimmbürgerinnen und Stimm-

bürger, welche unentschuldigt oder ohne gesetzlichen Grund einer Wahl oder Ab-

stimmung fernbleiben, mit einer Ordnungsbusse bis zu 20 Franken belegen kann, 

wird aufgehoben. 
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5. VERNEHMLASSUNGSVORLAGE

  

Gesetz  

vom... 

über die Abänderung des Gesetzes betreffend die Ausübung der politischen 

Volksrechte in Landesangelegenheiten  

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zustim-
mung:  

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 17. Juli 1973 betreffend die Ausübung der politischen Volksrech-
te in Landesangelegenheiten, LGBl. 1973 Nr. 50,  in der Fassung des Gesetzes vom 
23. mai 1996, LGBl. 1996 Nr. 115, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 4 

Aufgehoben 

Überschrift vor Art. 5 

III. Abschnitt 

Stimmabgabe 
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Art. 5 

Ausübung des Stimmrechts 

Der Stimmberechtigte übt sein Stimmrecht in der Gemeinde seines Wohnsitzes 
persönlich an der Urne oder durch briefliche Stimmabgabe aus. Vorbehalten bleibt 
Art. 8b. 

Art. 6 Sachüberschrift 

Abstimmungen und Wahlen 

Art. 7 

Persönliche Stimmabgabe an der Urne 

1) Der Stimmberechtigte gibt seine Stimme während der festgesetzten Ab-
stimmungszeit ab. 

2) Dem Stimmberechtigten ist an einem der beiden dem Wahl- bzw. Abstim-
mungstage vorausgehenden Tagen Gelegenheit zur Stimmabgabe zu bieten. 

Überschrift vor Art. 8 

Briefliche Stimmabgabe 

Art. 8 

a) Stimmabgabe 

1) Der Stimmberechtigte kann seine Stimme von jedem Ort im In- und Ausland 
brieflich abgeben.  

2) Stimmkuvert und Stimmkarte sind vom Stimmberechtigten im Zustellkuvert zu 
verschliessen. Der Stimmberechtigte bestätigt mit der Unterschrift unter eine auf der 
Stimmkarte vorgedruckte Erklärung, dass die Stimmabgabe seinem Willen ent-
spricht. 

3) Das Zustellkuvert kann frankiert der Post übergeben oder bei der Gemeinde-
kanzlei abgegeben persönlich oder durch einen Stellvertreter abgegeben werden.  

4) Die briefliche Stimmabgabe ist ab Zustellung des amtlichen Stimmmaterials 
(Art. 29) zulässig. Die Zustellkuverts müssen spätestens bis zur Schliessung der 
Wahllokale am Abstimmungssonntag bei der Gemeindekanzlei eintreffen bzw. abge-
geben werden. 
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Art. 8a 

b) Prüfung 

1) Die brieflich abgegebenen Stimmen werden in den Zustellkuverts belassen und 
bis zur Öffnung durch die Wahl- oder Abstimmungskommission an einem sicheren 
Ort unter Verschluss gehalten. 

2) Die Wahl- oder Abstimmungskommission öffnet die Zustellkuverts und prüft, 
ob die briefliche Stimmabgabe gültig ist. 

3) Sie ist gültig, wenn: 
a) der Stimmende vorbehaltlich von Art. 30 Abs. 3 im Stimmregister eingetragen 

ist; 

b) die Stimmkarte beiliegt und die auf der Stimmkarte vorgedruckte Erklärung für 

die briefliche Stimmabgabe unterzeichnet ist; 

c) die Stimme spätestens an dem in Art. 8 Abs. 4 genannten Zeitpunkt eingegangen 

ist. 

4) Die Prüfung der brieflichen Stimmabgaben ist im Protokoll (Art. 34) geson-

dert zu vermerken. Anzugeben sind: 

a) Zeitpunkt der Prüfung der brieflichen Stimmabgabe; 

b) Zahl der fristgerecht eingegangenen brieflichen Stimmabgaben; 

c) Zahl der ungültigen brieflichen Stimmabgaben; 

d) Zahl der gültigen brieflichen Stimmabgaben. 

5) Die Wahl- oder Abstimmungskommission legt die Stimmkuverts der als gültig 
anerkannten brieflichen Stimmabgaben ungeöffnet in die Urne. 

6) Als ungültig erklärte briefliche Stimmabgaben sind wie ungültige Stimmen zu 
behandeln; die Stimmzettel dürfen aber nicht aus dem Stimmkuvert heraus-
genommen werden. 

7) Brieflich abgegebene Stimmen, die nach der in Art. 8 Abs. 4 genannten Frist 
bei der Gemeindekanzlei eintreffen, sind ungeöffnet zu vernichten.  
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Art. 8b 

Elektronische Stimmabgabe 

1) Die Regierung kann im Einvernehmen mit interessierten Gemeinden örtlich, 
zeitlich und sachlich begrenzte Versuche zur elektronischen Stimmabgabe genehmi-
gen.  

2) Die Kontrolle der Stimmberechtigung, das Stimm- und Wahlgeheimnis sowie 
die Erfassung aller Stimmen müssen gewährleistet und Missbräuche ausgeschlossen 
bleiben. 

3) Die Regierung regelt die Voraussetzungen für die elektronische Stimmabgabe, 
insbesondere die Voraussetzungen gültiger Stimmabgabe und die Ungültigkeits-
gründe, mit Verordnung.  

Art. 8c bis Art. 8e 

Aufgehoben 

Art. 11 Abs. 1 

1) Das Stimmregister ist spätestens drei Wochen vor der Wahl oder Abstimmung 
während drei Tagen öffentlich zur Einsicht aufzulegen. 

Art. 18 

Zustellung 

Die Gemeindevorstehung hat die Stimmkarten den Stimmberechtigten spätestens 
zwei Wochen vor einer Wahl oder Abstimmung (Art. 6) zuzustellen. 

Art. 23 Abs. 1 

1) Die Regierung hat nach erfolgter Landtagswahl für das Oberland (Sitz Vaduz) 
und das Unterland (Sitz Mauren) je eine Hauptwahl- oder Hauptabstimmungs-
kommission zu wählen. Ihre Mandatsdauer fällt mit der des Landtages zusammen. 
Sie besteht aus höchstens elf Mitgliedern und sechs Ersatzmitgliedern für den Ver-
hinderungsfall. Die Regierung bestimmt den Vorsitz. 

Art. 25 Abs. 2 

2) Die bezügliche öffentliche Kundmachung hat wenigstens vier Wochen vor der 
betreffenden Wahl oder Abstimmung zu erfolgen. Die Gemeinden haben in ortsübli-
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cher Weise anzukündigen, wo und wann die Urnen zur Benützung durch die Stimm-
berechtigten aufgestellt werden  

Art. 32 

Sicherungsmassnahmen 

1) Die Gemeinden sind für die sichere Verwahrung der Wahl- und Abstimmungs-
unterlagen zuständig. Dies gilt insbesondere für: 

a) die per Post zugestellten oder persönlich oder durch einen Stellvertreter bei der 
Gemeindekanzlei abgegebenen Kuverts für die briefliche Stimmabgabe; 

b) die von der Wahl- oder Abstimmungskommission geprüften und in die Urne ein-
gelegten brieflichen Stimmabgaben, falls diese Prüfung vorzeitig erfolgt ist; 

c) die nach Ablauf der Öffnungszeit von der Wahl- oder Abstimmungskommission 
versiegelten oder plombierten Urnen, samt Stimmregister und Stimmkarten, wenn 
an einem Vortag abgestimmt wird. 

2) Die Regierung kann mittels Weisung ergänzende Sicherungsmassnahmen an-
ordnen. 

Art. 33 

Ermittlung der Resultate 

1) Die Wahl- oder Abstimmungskommission hat sofort nach Schluss der Wahl 
oder Abstimmung und nachdem die Gültigkeit der brieflichen Stimmabgaben gemäss 
Art. 8a geprüft wurde die Urnen zu öffnen und das Resultat zu ermitteln. 

2) Beim Auszählen der Stimmen ist die Verwendung technischer Hilfsmittel, wel-
che die Zählarbeit beschleunigen, gestattet. 

Art. 34 Abs. 1 Bst. d 

1) Über das Ergebnis der Auszählung ist ein Protokoll zu erstellen. Es hat zu ent-
halten: 

d) Zahl der abgegebenen Stimmen; 

Art. 48 Abs. 1 

1) Zur Vornahme der Wahl dürfen nur amtliche Stimmzettel Verwendung finden. 
Diese tragen die Bezeichnung "Amtlicher Stimmzettel" und das grosse Staatswappen 
und haben die Kandidaten in der von den einzelnen Wählergruppen eingereichten 
Reihenfolge mit genügender Adressangabe zu enthalten. An den Kopf des Stimmzet-



 
39

 
tels ist der Name der betreffenden Wählergruppe zu setzen. Nicht amtlich vorge-
druckte Stimmzettel sind ungültig.  

Art. 49 Sachüberschrift, Abs. 3 und 4 

Wahlvorgang an der Urne 

3) Aufgehoben 

4) Aufgehoben  

Art. 49a 

Ausfüllen des Stimmzettels 

1) Dem Wähler ist gestattet, an den amtlichen Stimmzetteln Streichungen oder 
Änderungen vorzunehmen. Vorbehalten bleiben Art. 51 bis 53. 

2) Die Stimme kann nur für solche Kandidaten abgegeben werden, welche auf ei-
nem gültigen Wahlvorschlag (Wahlliste) stehen.  

Art. 54 Abs. 1 

1) Die Hauptwahlkommission jeder Landschaft hat die Gemeindeergebnisse zu 
überprüfen. Bei der Überprüfung der Wahlergebnisse einer jeden einzelnen Gemein-
de müssen ihre Überbringer erreichbar sein und können bei Bedarf zugezogen wer-
den. Die Hauptwahlkommission hat über ihre Verhandlungen ein Protokoll zu füh-
ren. Nach der Protokollierung sind die Stimmzettel zu vernichten. 

Art. 78 Abs. 3 

3) Jedem, in der Volksabstimmung angenommenen Gesetzes- oder Verfassungs-
beschlusse, der im Landesgesetzblatt zu veröffentlichen ist, hat die Regierung am 
Schlusse vor der Zeichnung und Gegenzeichnung beizufügen: 

"Die Regierung, nach Kenntnisnahme von dem Berichte über das Ergebnis der 
Volksabstimmung vom ......................., wonach sich ergibt: 

Zahl der Stimmberechtigten ............... 

Zahl der abgegebenen Stimmen ...............  
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Annehmende sind ............... 

Verwerfende sind ............... 

Ungültige Stimmen ............... 

Leere Stimmen ............... 

beschliesst: 

die Referendumsvorlage über .................................................................... 

wird als vom Volke angenommen erklärt." 

Art. 90 Abs. 2 
2) Aufgehoben  

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage der Kundmachung in Kraft.  
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6. BEILAGE: Geltendes Volksrechtegesetz  

Liechtensteinisches Landesgesetzblatt 
Jahrgang 1973 Nr. 50 ausgegeben am 23. November 1973  

Gesetz 
vom 17. Juli 1973 

betreffend die Ausübung der politischen 
Volksrechte in Landesangelegenheiten 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine 
Zustimmung: 

I. Titel 

Allgemeine Bestimmungen 

I. Abschnitt 

Stimmrecht 

Art. 1 

Grundsatz 

1) In Landesangelegenheiten sind aktiv und passiv wahl - und stimmb e-
rechtigt alle Landesangehörigen, die das 18. Lebensjahr vollendet und seit 
einem Monat vor der Wahl oder Abstimmung im Lande ordentlichen Woh n-
sitz (Art. 32 ff. PGR) haben.1 

                                                

 

1 Art. 1 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2000 Nr. 56. 
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2) Personen, die sich zum Besuch einer Lehranstalt oder zu zeitweiliger 
Arbeit wie Saisona rbeit im Ausland aufhalten oder vorübergehend in einer 
ausländischen Heilanstalt untergebracht sind, behalten, wenn sie die übrigen 
Voraussetzungen erfüllen, ihr Stimmrecht bei. 

Art. 2 

Ausschluss vom Stimmrecht 

Vom Stimmrecht ist ausgeschlossen: 

a) wer kra ft Gesetzes oder rechtskräftiger gerichtlicher Verurteilung im 
Stimmrecht eingestellt ist; 

b) wer unter Vormundschaft steht, ausgenommen die Bevormundung auf 
eigenes Begehren; 

c) wer während einer Wahl oder Abstimmung wegen eines Verbrechens 
oder eines Vergehens eine Freiheitsstrafe verbüsst; 

d) wer durch behördliche Verfügung in eine Verwahrungs -, Verso rgungs- 
oder Arbeitserziehungsanstalt eingewiesen ist, für die Dauer dieser Ei n-
weisung. 

II. Abschnitt 

Stimmpflicht 

Art. 3 

Grundsatz 

Die Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen ist Bürgerpflicht. 

Art. 4 

Entschuldigungsgründe 

1) Entschuldigungsgründe wegen Nicht -Teilnahme an Wahlen und A b-
stimmungen sind: 

a) Landesabwesenheit; 

b) Krankheit oder Gebrechlichkeit; 

c) schwere Krankheit oder Todesfall in der Familie. 
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2) Entschuldigungsgründe sind spätestens vier Tage nach der Wahl oder 
Abstimmung beim Gemeindevorsteher schriftlich oder mündlich anzubri n-
gen. 

III. Abschnitt 

Stimmabgabe 

Persönliche Stimmabgabe1 

Art. 5 

a) Ort2 

Der Stimmberechtigte übt sein Stimmrecht persönlich in der Gemeinde sei-
nes Wohnsitzes aus. 

Art. 6 

b) Abstimmungen und Wahlen3 

Abstimmungen und Wahlen finden an Sonn- und Feiertagen statt. 

Art. 7 

c) Vorzeitige und erleichterte Stimmabgabe4 

1) Den Stimmberechtigten ist an einem der beiden dem Wahl - bzw. A b-
stimmungstage vorausgehenden Tagen Gelegenheit zur Stimmabgabe zu 
bieten. 

2) Die Regierung hat mit Verordnung Bestimmungen zu treffen, die a b-
weichend von Art. 8, Art. 30 Abs. 1 und Art. 49 Abs. 1 dieses Gesetzes 
Kranken und Gebrechlichen eine erleichterte Stimmabgabe ermöglichen. 

                                                

 

1 Sachüberschrift vor Art. 5 eingefügt durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
2 Art. 5 Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
3 Art. 6 Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
4 Art. 7 Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
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Art. 8 

d) Abstimmungszeit1 

Der Stimmberechtigte gibt seine Stimme während der festgesetzten A b-
stimmungszeit ab. 

Briefliche Stimmabgabe2 

Art. 8a3 

a) Zulässigkeit 

1) Brieflich können die Stimme abgeben: 

a) Kranke und Gebrechliche; 

b) Stimmberechtigte, die sich vorübergehend im Ausland aufhalten. 

2) Der Stimmberechtigte kann seine Stimme von jedem Orte im In - und 
Ausland brieflich abgeben. 

Art. 8b4 

b) Gesuch 

1) Wer brieflich stimmen will, hat bei der Gemeindekanzlei ein schriftl i-
ches Gesuch zu stellen, worin er die Gründe anzugeben hat, weshalb er die 
briefliche Stimmabgabe beansprucht. 

2) Gesuche müssen spätestens bis zum letzten Mittwoch vor dem A b-
stimmungssonntag bei der Gemeindekanzlei eintreffen. 

Art. 8c5 

c) Abstimmungsmaterial 

1) Dem Gesuchsteller wird das Zustellkuvert ausgehändigt bzw. an den 
gewünschten Ort zugestellt. 

                                                

 

1 Art. 8 Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
2 Sachüberschrift vor Art. 8a eingefügt durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
3 Art. 8a eingefügt durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
4 Art. 8b eingefügt durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
5 Art. 8c eingefügt durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
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2) Wurden die Stimmkarten und das amtliche Stimmaterial (Art. 29) nicht 
schon an den Wohnort des Gesuchstellers verschickt, so sind diese zusätzlich 
zum Zustellkuvert auszuhändigen oder zuzustellen. 

3) Die Zustellkuverts für die briefliche Stimmabgabe müssen als so lche 
gekennzeichnet sein und haben das Datum der betreffenden Wahl oder A b-
stimmung zu tragen. 

Art. 8d1 

d) Stimmabgabe 

1) Wer seine Stimme brieflich abge ben will, hat seinen Stimmzettel im 
Stimmkuvert zu verschliessen. Er bestätigt mit der Unterschrift unter eine auf 
der Stimmkarte vorgedruckte Erklärung, dass die Stimmabgabe seinem Wi l-
len entspricht. 

2) Stimmkuvert und Stimmkarte sind vom Stimmberechtigte n im Zustell-
kuvert zu verschliessen. 

3) Das Zustellkuvert kann frankiert der Post übergeben oder bei der G e-
meindekanzlei persönlich abgegeben werden.  

4) Die briefliche Stimmabgabe ist ab Erhalt der zur gültigen Stimmabg a-
be notwendigen Abstimmungsunterlage n zulässig. Die per Post bzw. die bei 
der Gemeindekanzlei abgegebenen Stimmen müssen spätestens bis am Fre i-
tag vor dem Abstimmungssonntag bei der Gemeind ekanzlei eintreffen bzw. 
abgegeben werden. 

Art. 8e2 

e) Prüfung 

1) Die brieflich abgegebenen Stimmen wer den in den Zustellkuverts b e-
lassen und bis zur Öffnung durch die Wahl - oder Abstimmungskommission 
an einem sicheren Ort unter Verschluss gehalten. 

2) Die Wahl - oder Abstimmungskommission öffnet die Zustellk uverts 
nach Schliessung der Urne und prüft, ob die  briefliche Stimmabg abe gültig 
ist. 

                                                

 

1 Art. 8d eingefügt durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
2 Art. 8e eingefügt durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
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3) Sie ist gültig, wenn: 

a) der Stimmende vorbehaltlich von Art. 30 Abs. 3 im Stimmregister eing e-
tragen ist; 

b) die Stimmkarte beiliegt und die auf der Stimmkarte vorgedruckte Erkl ä-
rung für die briefliche Stimmabgabe unterzeichnet ist; 

c) die Stimme spätestens an dem in Art. 8d Abs. 4 genannten Zeitpunkt 
eingegangen ist. 

4) Die Wahl - oder Abstimmungskommission legt die Stimmkuverts der 
als gültig anerkannten brieflichen Stimmabgaben ungeöffnet in die Urne. 

5) Als ungültig  erklärte briefliche Stimmabgaben sind wie ungültige 
Stimmzettel zu behandeln; die Stimmzettel dürfen aber nicht aus dem 
Stimmkuvert herausgenommen werden. 

6) Brieflich abgegebene Stimmen, die nach Abschluss des Prüfvo rganges 
der Wahl - oder Abstimmungskomm ission bei der Gemeindekanzlei eintre f-
fen, sind ungeöffnet zu vernichten. 

IV. Abschnitt 

Stimmregister 

Stimmregister 

Art. 9 

a) Führung 

Jede Gemeinde führt ein Verzeichnis der Stimmberechtigten (Stimm -
register). 

Art. 101 

b) Bereinigung und Nachführung 

Die Ge meindevorstehung hat sich vor einer Wahl oder Abstimmung zu 
vergewissern, dass das Stimmregister bereinigt und nachgeführt ist. 

                                                

 

1 Art. 10 abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
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Art. 111 

c) Öffentliche Auflage, Einsprachen 

1) Das Stimmregister ist spätestens 14 Tage vor der Wahl oder Absti m-
mung während drei Tagen öffentlich zur Einsicht aufzulegen. 

2) Innerhalb der Auflagefrist  kann wegen Nichtaufnahme vermeintlich 
Stimmberechtigter oder wegen Aufnahme von vermeintlich Nicht -
Stimmberechtigten bei der Gemeindevorstehung schriftlich oder mündlich 
Einsprache erhoben werden. Die Gemeindevorstehung entscheidet unverzü g-
lich. 

3) Die Wahl - oder Abstimmungskommission hat bis zum Beginn der 
Stimmabgabe für Stimmberechtigte, deren Eintragung offensichtlich übers e-
hen wurde, die Aufnahme in das Stimmregister anzuordnen. 

Art. 122 

d) Einsprachen 

Entscheidungen der Gemeindevorstehung, die auf Streichung eines im 
Stimmregister Eingetragenen lauten oder ein Begehren um Aufnahme in das 
Stimmregister abweisen, können von den Betroffenen binnen drei Tagen ab 
Zustellung bei der Regierung angefochten werden. Die Regierung entscheidet 
unverzüglich. 

Art. 13 

Rechtsmittel 

1) Entscheidungen der Regierung, die auf Streichung eines im Stimmr e-
gister Eingetragenen lauten oder ein Begehren um Aufnahme in das Stim m-
register abweisen, können vo n den Betroffenen binnen drei Tagen ab Zuste l-
lung mit Verwaltungsbeschwerde angefochten werden. 

2) Die Verwaltungsbeschwerde -Instanz hat ihre Entscheidung noch vor 
Beginn der Stimmabgabe zu fällen. Die Entscheidung ist der Wahl - oder 
Abstimmungskommission der zuständigen Gemeinde unverzüglich zuzuste l-
len. 

                                                

 

1 Art. 11 abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
2 Art. 12 abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
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Art. 14 

Stimmberechtigung der Eingetragenen 

Zur Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen ist vorbehaltlich Art. 30 
Abs. 3 nur berechtigt, wer rechtskräftig im Stimmregister eingetragen ist. 

V. Abschnitt 

Stimmkarten 

Art. 15 

Grundsatz1 

1) Die Ausübung des Stimmrechtes ist vorbehaltlich Art. 30 Abs. 3 nur 
gegen Abgabe der Stimmkarte gestattet.2 

2) Die Stimmkarte wird von der Gemeindevorstehung ausgestellt.3 

3) Aufgehoben4 

Art. 165 

Aufgehoben 

Art. 17 

Stimmkarte6 

1) Die Stimmkarte hat zu enthalten:7 

a) die Bezeichnung "Stimmkarte";8 

                                                

 

1 Art. 15 Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 1978 Nr. 3. 
2 Art. 15 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 1978 Nr. 3. 
3 Art. 15 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 1978 Nr. 3. 
4 Art. 15 Abs. 3 aufgehoben durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
5 Art. 16 aufgehoben durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
6 Art. 17 Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
7 Art. 17 Abs. 1 Einleitungssatz abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
8 Art. 17 Abs. 1 Bst. a abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
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b) den Namen, die Adresse und das Geburtsdatum des Stimmberechtigten;1 

c) den Namen der Gemeinde, für die sie gültig ist;2 

d) die Nummer, mit der der Stimmberechtigte eingetragen ist;3 

e) die Bezeichnung der Wahl oder Abstimmung, für welche die Stim mkarte 
Gültigkeit hat;4 

f) den Amtsstempel.5 

g) Erklärung für die briefliche Stimmabgabe.6 

2) Die Stimmkarte kann in Kuvertform angefertigt werden und z ugleich 
für die Zustellung des Stimmaterials dienen.7 

3) Die Stimmkarte ist jeweils für einen Wahl - oder Abstimmungstag gü l-
tig.8 

Art. 189 

Zustellung 

Die Gemeindevorstehung hat die Stimmkarten den Stimmberechti gten 
spätestens acht Tage vor einer Wahl oder Abstimmung (Art. 6) zuzustellen. 

                                                

 

1 Art. 17 Abs. 1 Bst. b abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
2 Art. 17 Abs. 1 Bst. c abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
3 Art. 17 Abs. 1 Bst. d abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
4 Art. 17 Abs. 1 Bst. e abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
5 Art. 17 Abs. 1 Bst. f abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
6 Art. 17 Abs. 1 Bst. g eingefügt durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
7 Art. 17 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
8 Art. 17 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
9 Art. 18 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
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VI. Abschnitt 

Wahl- oder Abstimmungskommissionen 

Wahl- oder Abstimmungskommissionen der Gemeinden 

Art. 19 

a) Wahl 

1) Der Gemeinderat jeder Gemeinde hat nach erfolgter Wahl für die Da u-
er seiner Amtszeit eine Wahl - oder Abstimmungskommission zu wählen. 
Diese besteht aus dem Gemeindevorsteher als Vorsitzenden, höchstens sechs 
weiteren Mitgliedern und höchstens drei Ersatzmitgliedern für den Verhind e-
rungsfall. Die Bestimmungen des Gemeindegese tzes über Ausschluss und 
Amtspflicht finden sinngemäss Anwendung.1 

2) Jeder Wah l- oder Abstimmungskommission ist eine entsprechende 
Anzahl Stimmenzähler beizugeben. 

3) Kandidaten dürfen der Wahlkommission nicht angehören. Ist der G e-
meindevorsteher Kandidat, so führt der Vizevorsteher den Vorsitz. 

Art. 20 

b) Paritätische Besetzung 

Bei Wahlen haben die an der Wahl beteiligten Wählergruppen A nspruch 
auf eine paritätische Besetzung der Wahlkommissionen der G emeinden. Es 
ist ihnen Gelegenheit zur Nomination ihrer Vertreter zu geben. 

Art. 21 

c) Einberufung 

Der Vorsitzende hat alle Mitgliede r der Wahl - oder Abstimmungs -
kommission einzuberufen. Bei Verhinderung einzelner Mitglieder sind E r-
satzmitglieder einzuladen. 

                                                

 

1 Art. 19 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
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Art. 22 

d) Beschlussfassung 

Die Wahl - oder Abstimmungskommissionen der Gemeinden sind b e-
schlussfähig, wenn mehr als die Hälfte ihr er Mitglieder anwesend sind. Sie 
fassen ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit en t-
scheidet der Vorsitzende. 

Art. 231 

Hauptwahl- oder Hauptabstimmungskommissionen 

1) Die Regierung hat nach erfolgter Landtagswahl für das Oberland (Sitz 
Vaduz) und das Unterland (Sitz Mauren) je eine Hauptwahl - oder Haupta b-
stimmungskommission zu wählen. Ihre Mandatsdauer fällt mit der des Lan d-
tages zusammen. Sie besteht aus höchstens elf Mitgliedern und vier Ersat z-
mitgliedern für den Verhinderungsfall. Die Regierung bestimmt den Vorsitz. 

2) Die Art. 19 Abs. 3, Art. 20, 21 und 22 finden Anwendung. 

Art. 24 

Instruktion 

Die Regierung instruiert die Wahl - oder Abstimmungskommissionen, so-
weit nötig, über ihre Obliegenheiten. 

VII. Abschnitt 

Vorbereitung der Wahlen und Abstimmungen 

Art. 25 

Anordnung 

1) Die Regierung bestimmt den Tag für die Vornahme der Wahlen und 
Abstimmungen und setzt die Abstimmungszeit fest. 

                                                

 

1 Art. 23 abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
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2) Die bezügliche öffentliche Kundmachung hat wenigstens 14 Tage vor 
der betreffenden Wahl oder Abstimmung zu erfolgen. Die Gemei nden haben 
in ortsüblicher Weise anzukündigen, wo und wann die Urnen zur Benützung 
durch die Stimmberechtigten aufgestellt werden. 

Art. 26 

Drucksachen 

Die Regierung beschafft den Gemeinden für die von ihr angeordneten 
Wahlen und Absti mmungen alle erforderlichen Drucksachen (Vorlagen, 
Kuverts, Stimmzettel, Protokolle, Haupt - und Hilfsstimmlisten usw.) koste n-
los. 

Art. 27 

Wahl- und Abstimmungslokal; Wahlzellen 

1) Wahlen und Abstimmungen sind in einem öffentlichen Lokal durchz u-
führen, das ungehindert betreten werden kann. Der Stimmende darf sich nur 
so lange als für die Stimmabgabe nötig im Abstimmungslokal aufhalten. 

2) Für Wahlen sind im Wahllokal Wahlzellen aufzustellen. Die Wahl -
zellen sind so einzurichten, dass die Stimmberechtigten ihre Stimmabgabe 
frei von jeder Beobachtung vorbereiten können. 

Art. 28 

Urnen 

1) Für die von der Regierung angeordneten Abstimmungen und Wahlen 
sind Urnen zu verwenden. Die Gemeinde hat diese in genüge nder Zahl zur 
Verfügung zu stellen. 

2) Die Urnen müssen verschliessbar sein; Einwurfschlitz und Ve rschluss 
müssen ausserdem versiegelt oder plombiert werden können. 

Art. 29 

Zustellung des amtlichen Stimmaterials 

Mit der Zustellung der Stimmkarten (Art. 18) ist jeder Stimmberechti gte 
mit dem amtlichen Stimmaterial zu versehen. 
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II. Titel 

Das Verfahren bei Abstimmungen und Wahlen 

Art. 30 

Wahl- und Abstimmungshandlung 

1) Die Mitglieder der Wahl - oder Abstimmungskommission geben ihren 
Stimmzettel zuerst, die übrigen Stimmberechtigten in der Reihe nfolge ihres 
Erscheinens ab. 

2) Die Stimmabgabe ist im Stimmregister anzumerken. 

3) Im Stimmregister nicht aufgeführte Personen dürfen von der Wahl - 
oder Abstimmungskommission zur Stimmabgabe zugelassen werden, wenn 
sich herausstellt, dass der Betreffende offensichtlich nur au s Versehen nicht 
ins Register aufgenommen worden ist. Gegen einen ablehnenden Entscheid 
der Kommission ist kein Rechtsmittel zulässig. 

Art. 31 

Beendigung der Wahl- und Abstimmungshandlung 

Die Wahl- und Abstimmungslokale sind zur festgesetzten Zeit zu schli es-
sen; die noch anwesenden Stimmberechtigten können ihr Stim mrecht noch 
ausüben. 

Art. 32 

Sicherungsmassnahmen 

Wird an einem Vortage abgestimmt, sind die Urnen jeweils nach A blauf 
der Öffnungszeit von der Wahl- oder Abstimmungskommission zu versiegeln 
oder zu plombieren und samt dem Stimmregister und den Stimmkarten, die 
in einem Kuvert versiegelt sein müssen, sicher einzuschliessen. Die Regi e-
rung kann mittels Weisung ergänzende Sicherungsmassnahmen anordnen. 
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Art. 331 

Ermittlung der Resultate 

Die Wahl - oder Abstimmungskommission hat sofort nach Schluss der 
Wahl oder Abstimmung die Gültigkeit der brieflichen Stimmabgaben zu 
prüfen und die Stimmkuverts der als gültig anerkannten brieflichen Stim m-
abgaben (Art. 8e) in die Urne zu legen. Anschliessend hat sie die Urnen zu 
öffnen und das Resultat zu ermitteln. 

Art. 34 

Protokoll 

1) Über das Ergebnis der Auszählung ist ein Protokoll zu erstellen. Es hat 
zu enthalten: 
a) Ort und Zeit der Wahl beziehungsweise Abstimmung und Zusammense t-

zung der Wahl- oder Abstimmungskommission; 
b) Zahl der Stimmberechtigten der Gemeinde; 
c) Zahl der abgegebenen Stimmkarten; 
d) Zahl der eingelegten Stimmzettel; 
e) Zahl der gültigen, ungültigen und leeren Stimmen; 
f) bei Wahlen die in Art. 50 verlangten Angaben; 
g) bei Abstimmungen das Abstimmungsergebnis; 
h) die von der Wahl - oder Abstimmungskommission getroffenen Entsche i-

dungen sowie allfällige Erklärungen, deren Aufnahme ins Protokoll ve r-
langt wird. 

i) Zahl der brieflich abgegebenen Stimmen.2 

2) Das Protokoll ist von sämtlichen Mitglieder n der Wahl - oder Absti m-
mungskommission zu unterschreiben. Dem Protokoll sind die in Kuverts 
verpackten Stimmzettel beizulegen. 

Art. 35 

Übermittlung des Ergebnisses 

Das Ergebnis der Wahl oder Abstimmung ist durch Mitglieder der Wahl - 
oder Abstimmungskommiss ionen unverzüglich der Hauptwahl - oder -
abstimmungskommission der betreffenden Landschaft durch Über mittlung 
aller Wahl- und Abstimmungsakten zur Kenntnis zu bringen. 

                                                

 

1 Art. 33 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
2 Art. 34 Abs. 1 Bst. i eingefügt durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
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III. Titel 

Die Landtagswahlen 

I. Abschnitt 

Das Verfahren vor der Wahl und Wahlvorgang 

Wahlvorschläge 

Art. 36 

a) Aufforderung 

1) Gleichzeitig mit der Festsetzung des Wahltermins hat die Regi erung 
durch öffentliche Kundmachung zur Einreichung von Wahlvo rschlägen für 
den bezüglichen Wahlkreis aufzufordern.1 

2) Sie hat dabei di e einschlägigen Ges etzesbestimmungen auszugsweise 
bekanntzugeben. 

Art. 37 

b) Frist, Form und Inhalt 

1) Die Einreichung der Wahlvorschläge hat binnen 14 Tagen schrif tlich 
zu erfolgen. 

2) Jeder Wahlvorschlag muss von wenigstens 30 Stimmberechtigten des 
Wahlkreises eigenhändig unterschrieben und die Echtheit der Unte rschrift 
von einem Gemeindevorsteher oder von einer Urkundsperson (Art. 81 RSO) 
amtlich beglaubigt werden. 

3) Die Unterschrift muss so erfolgen, dass über die Person des Unte r-
zeichners keine Zweifel bestehen können. Es sind daher nötigenfalls nähere 
Angaben über Wohnort, Hausnummer, Beruf usw. beizufügen. 

4) Wahlvorschläge mit weniger als 30 Unterschriften bleiben unberüc k-
sichtigt. 

5) Ein Stimmberechtigter kann nur auf einem Wahlvorschlag unterzeic h-
nen und ein Unterzeichner kann nach Einreichung des Wahlvorschlages seine 
Unterschrift nicht mehr zurückziehen. 

                                                

 

1 Art. 36 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
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Art. 38 

c) Bevollmächtigte 

1) Wer in der Reihenfolge der Unterzeichner zuoberst steht, gilt mangels 
anderer ausdrücklicher Anordnung als der Bevollmächtigte der Wä hlergrup-
pe. Im Falle der Verhinderung oder der Abwesenheit gehen diese Obliege n-
heiten an den nächstfolgenden Unterzeichner über usw. 

2) Der Bevollmächtigte ist den Behörden gegenüber berechtigt, für die 
Wählergruppe alle in diesem Gesetz vorgesehenen Handlungen vorzunehmen 
und Erklärungen abzugeben. 

Art. 39 

d) Einsichtnahme, Einsprache und Bereinigung 

1) Die Wahlvorschläge sind bei der Regierung zur Einsicht für die 
Stimmberechtigten des Wahlkreises aufzulegen. 

2) Einsprachen gegen die Stimmberechtigung der  Unterzeichner sind, 
samt den erforderlichen Belegen, bis spätestens zwei Tage nach Ablauf der 
Auflagefrist bei der Regierung schriftlich einzureichen. 

3) Wenn aus den mit der Einsprache eingereichten Belegen mit Sicherheit 
hervorgeht oder wenn der Regier ung sonstwie bekannt ist, dass ein oder 
mehrere Unterzeichner nicht stimmberechtigt sind, oder wenn nachgewiesen 
wird, dass eine oder mehrere Unterschriften nicht echt sind, so hat die Regi e-
rung die Namen der betreffenden Unterzeichner zu streichen. 

4) Ferner ist von Amtes wegen zu streichen die Unterschrift eines solchen 
Unterzeichners, der mehr als einen Wahlvorschlag unterschrieben hat oder im 
nämlichen Wahlvorschlage auch als Kandidat bezeichnet ist. 

5) Bleiben infolge dieser Streichung nicht mehr als 30 Unterzeichnete üb-
rig, so hat die Regierung den Bevollmächtigten der Wählergruppe einzul a-
den, die fehlenden Unterschriften innert zwei Tagen zu ersetzen. 

6) Jeder neue Unterzeichnete hat die Echtheit seiner Unterschrift g emäss 
Vorschrift über die Echtheit sbestätigung beim ursprünglichen Wahlvorschl a-
ge bestätigen zu lassen, andernfalls der Wahlvorschlag mangels rechtzeitiger 
Erfüllung dieser Bedingungen als dahingefallen zu betrachten ist. 
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7) Wenn keine rechtzeitigen Einsprachen eingegangen oder diese von d er 
Regierung als unbegründet abgewiesen worden sind oder wenn au fgetauchte 
Mängel bereinigt sind, so ist der Wahlvorschlag als gültig ei ngereicht zu 
behandeln ohne Rücksicht auf erst nach erfolgter Prüfung auftauchende 
Mängel. Diesbezügliche Entscheidungen der Regierung sind endgültig. 

Art. 40 

e) Bezeichnung der Wahlvorschläge 

1) Jeder Wahlvorschlag muss als Überschrift die Bezeichnung der Wä h-
lergruppe tragen. 

2) Sollten mehrere Wahlvorschläge mit der gleichen Bezeichnung oder 
Wahlvorschläge ohne Bezeichnung eingegeben werden, so hat die Regierung 
sofort für jeden Wahlvorschlag den Bevollmächtigten (Art. 38) der Unte r-
zeichner einzuladen, innert zwei Tagen, bei sonstiger Ungültigkeit des Wahl-
vorschlages, für leicht unterscheidbare Bezeichnungen der Wahlvorsc hläge 
Sorge zu tragen, wobei Parteibezeichnungen bereits bestehender Parteien für 
neue Wählergruppen nicht verwendet werden dürfen. Im Streitfall entscheidet 
die Regierung nach Anhörung der Parteiorgane. 

Art. 411 

f) Ersatzkandidaten 

Aufgehoben 

Art. 42 

g) Bezeichnung 

1) Die Kandidaten müssen im Wahlvorschlag so genau bezeichnet we r-
den, dass über die vorgeschlagenen Personen keine Zweifel bestehen können. 
Es sind deshalb den Namen nötigenfalls Angaben über Wohnort, Hausnu m-
mer und Beruf usw. beizufügen. 

2) En tspricht ein Wahlvorschlag diesen Anforderungen nicht, so hat die 
Regierung sofort den Bevollmächtigten der Wählergruppe einzuladen,  den 
Wahlvorschlag innert zwei Tagen zu ergänzen, ansonsten die Namen jener 
Kandidaten, über deren Person Zweifel bestehen, auf dem Wah lvorschlag 
gestrichen werden. 

                                                

 

1 Art. 41 aufgehoben durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
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h) Bereinigung der Wahlvorschläge 

Art. 431 

aa) im allgemeinen 

1) Mit Einreichung des Wahlvorschlages bei der Regierung ist auch eine 
schriftliche Annahme-Erklärung der Kandidaten vorzulegen, worin sie erkl ä-
ren, dass sie die Kandidatur annehmen. Eine Annahme -Erklärung kann nicht 
mehr zurückgezogen werden, wenn nicht ausser ordentliche, durch die Regie-
rung zu prüfende Umstände dies rechtfertigen. 

2) Wird keine Annahme -Erklärung vorgelegt oder nicht innert zwei T a-
gen nac hgereicht oder erfolgt ein gerechtfertigter Rückzug der A nnahme-
Erklärung, so wird der Name des betreffenden Kandidaten auf dem Wahlvo r-
schlag gestrichen. 

Art. 442 

bb) mehrfache Aufnahme derselben Person 

Der Name eines Kandidaten darf im gleichen Wahlkreis nicht mehr als in 
einem Wahlvorschlag stehen, andernfalls hat die Regierung nach Ablauf der 
Eingabefrist dem mehrfach Vorgeschlagenen Abschriften der betreffenden 
Wahlvorschläge zuzustellen mit der Einladung, sofort zu erklären, welchem 
Vorschlag er zugete ilt sein wolle. Geht in der ihm gesetzten Frist keine E r-
klärung ein, ist der betreffende Kandidat von allen Wahlvorschlägen zu stre i-
chen. 

Art. 45 

cc) Mitteilung von der Streichung oder Ablehnung 

1) Die Regierung setzt den Bevollmächtigten der Wählergruppe des 
Wahlvorschlages von den wegen Ablehnung oder mehrfachen Wahlvo r-
schlages erfolgten Streichungen sofort in Kenntnis mit der Mitteilung, dass 
binnen zwei Tagen von der Mitteilung ab Ersatzvorschläge gemacht werden 
können. Den Ersatzvorschlägen ist die sch riftliche Erklärung der Vorg e-
schlagenen, dass sie die Kandidatur annehmen, beizulegen. 

                                                

 

1 Art. 43 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
2 Art. 44 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
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2) Fehlt diese Erklärung oder steht der Vorgeschlagene schon auf einem 
anderen Wahlvorschlag des Wahlkreises, so ist der Ersatzvorschlag zurüc k-
zuweisen. 

Art. 46 

Fristen 

Die Regierung ist ermächtigt, auf dem Beschlusswege die in den Art. 36 bis 
44 angeführten Fristen zu erstrecken, sofern dies im Interesse einer geordn e-
ten Abwicklung des Verfahrens als gerechtfertigt erscheint. 

Art. 47 

Wahllisten 

1) Die so entstandenen Wah lvorschläge heissen Wahllisten. Es darf an 
denselben nichts mehr geändert werden. 

2) Die Regierung hat sofort sämtliche Wahllisten mit ihren Wählergru p-
penbezeichnungen, jedoch ohne die Namen der Unterzeichner, in der vorg e-
schlagenen Reihenfolge der Wahlkan didaten in den amtlichen Kundm a-
chungsorganen je einmal zu veröffentlichen.1 

3) Die Veröffentlichung sämtlicher Wahllisten hat gleichzeitig zu erfo l-
gen, und zwar in der Reihenfolge, in der die Wahlvorschläge der Regierung 
eingereicht worden sind. 

Art. 48 

Stimmzettel 

1) Zur Vornahme der Wahl dürfen nur amtliche Stimmzettel Ve rwendung 
finden. Diese tragen die Bezeichnung "Amtlicher Stimmzettel" und den 
Amtsstempel und haben die Kandidaten in der von den einzelnen Wähle r-
gruppen eingereichten Reihenfolge mit gen ügender Adressangabe zu entha l-
ten. An den Kopf des Stimmzettels ist der Name der betreffenden Wähler-
gruppe zu setzen. Nicht amtlich vorgedruckte Stimmzettel sind ungültig. 

2) In den Wahlzellen sind für jede Wahlliste genügend amtliche Stim m-
zettel aufzulegen. 

                                                

 

1 Art. 47 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
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Art. 49 

Wahlvorgang 

1) Der Stimmberechtigte hat beim Betreten des Wahllokales und noch 
vor Eintritt in die Wahlzelle seine Stimmkarte  der Wahlkommission vorzule-
gen, worauf er ein Stimmkuvert ausgehändigt erhält. Mit dem Stimmkuvert 
hat sich der Stimmb erechtigte in die Wahlzelle zu begeben. Die Stimmkarte 
ist hernach der Kommission abzugeben und der im Stimmkuvert eingelegte 
amtliche Stimmzettel in die Urne zu legen. Nicht in einem Kuvert eingelegte 
Stimmzettel sind zurückzuweisen. 

2) Wegen körperlicher  Gebrechen behinderte Wähler können mit Bewi l-
ligung der Wahlkommission einen Vertrauensmann zur Mithilfe in die Wah l-
zelle mitnehmen. 

3) Dem Wähler ist gestattet, an den amtlichen Stimmzetteln Stre ichungen 
oder Änderungen vorzunehmen, immerhin unter den in den Art. 51 bis 53 
enthaltenen Einschränkungen. 

4) Die Stimme kann nur für solche Kandidaten abgegeben werden, we l-
che auf einem gültigen Wahlvorschlag (Wahlliste) stehen. 

II. Abschnitt 

Ermittlung des Wahlergebnisses 

Wahlen in den Gemeinden 

Art. 50 

a) im allgemeinen 

Nach Schluss der Wahl stellt die Wahlkommission das Gemeinde -
ergebnis fest. Das Protokoll hat neben den in Art. 34 vorgesehenen A ngaben 
zu enthalten: 

a) die Zahl der für jeden einzelnen Kandidaten abgegebenen gültigen Sti m-
men - Kandidatenstimmen - ; 

b) die Zahl der Zusatzstimmen gemäss Art. 51 Abs. 2. 
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Art. 51 

Prüfung der Stimmzettel 

1) Für die Prüfung der Stimmzettel gilt  als Grundsatz, dass die Stimm -
gebung als gültig zu betrachten ist, wenn über den Inhalt derselben keine 
begründeten Zweifel wal ten können. Die ungültigen Stimmzettel fallen bei 
der Berechnung des Wahlresultates ausser Betracht. Ergibt sich bei der Öf f-
nung eines Kuverts bzw. bei der Entfaltung der Stimmzettel, dass mehrere 
Stimmzettel gleichzeitig abgegeben wurden, so sind alle ungültig, es sei denn, 
dass neben einem amtlichen Stimmzettel ein nicht amtlicher oder ein amtl i-
cher Stimmzettel in mehreren Exemplaren unverändert oder in mehreren 
Exemplaren mit der gleichen Änderung versehen abgegeben wurde. 

2) Enthält ein Wahlzettel wenig er gültige Kandidatenstimmen, als Lan d-
tagsabgeordnete im entsprechenden Wahlkreis zu wählen sind, so gelten die 
fehlenden Stimmen als Zusatzstimmen für diejenige Wähle rgruppe, deren 
Bezeichnung auf dem Wahlzettel gedruckt ist. 

3) Enthält ein Stimmzettel me hr Namen für Wahlkandidaten als Wahlen 
zu treffen sind, so sind die überzähligen Namen zu streichen, und zwar von 
unten nach oben und ohne Rücksicht darauf, ob sie geschrieben oder g e-
druckt sind.1 

4) Findet sich auf einem Stimmzettel der gleiche Name mehrm als vor, so 
wird er nur einmal gezählt. 

5) Enthält ein Stimmzettel Kandidaten, die in keiner der eingereichten 
Wählerlisten aufscheinen, so sind dieselben zu streichen. 

6) Die Streichung oder Änderung der Wählergruppenbezeichnung auf 
dem Stimmzettel ist nicht beachtlich. 

Ungültige Stimmzettel 

Art. 52 

a) im allgemeinen 

Ungültig sind: 

a) Stimmzettel nicht amtlicher Natur; 

b) Stimmzettel, denen nicht mit Sicherheit der Name irgend eines der vorg e-
schlagenen Kandidaten zu entnehmen ist; 

                                                

 

1 Art. 51 Abs. 3 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
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c) Stimmzettel, die Bemerkungen beleidigender Art enthalten; 

d) Stimmzettel, die Zeichen zum offenkundigen Zweck einer Kontrolle 
enthalten. 

Art. 53 

b) Ungültige Kandidatenstimmen 

Als Kandidatenstimmen sind ungültig diejenigen, 

a) die auf eine solche Person fallen, die in keiner de r eingereichten Wahllis-
ten als Kandidat vorgeschlagen ist; 

b) die einen Kandidaten so ungenau bezeichnen, dass begründete Zwe ifel 
über die Person bestehen können. 

Wahlkreisergebnis 

Art. 54 

a) im allgemeinen 

1) Die Hauptwahlkommission jeder Landschaft hat d ie Gemeindeergeb-
nisse zu überprüfen. Bei der Überprüfung der Wahlergebnisse einer jeden 
einzelnen Gemeinde sind ihre Überbringer zuzuziehen. Die Hauptwahlko m-
mission hat über ihre Verhandlungen ein Protokoll zu führen. Nach der Pr o-
tokollierung sind die Stimmzettel zu vernichten. 

2) Darauf versammelt sich die Regierung in Vaduz und nimmt die Zute i-
lung der Mandate gemäss den Bestimmungen der Art. 55 bis 60 vor. Über 
diese Verhandlungen ist ein besonderes Protokoll zu führen. 

Art. 55 

b) Zuteilung der Mandate an die Wählergruppen 

1) Von der Gesamtzahl aller in einem Wahlkreis gültig abgegebenen 
Kandidaten- und Zusatzstimmen werden vorerst jene Stimmen abgez ogen, 
die auf Wählergruppen entfallen sind, welche 8 % der im ganzen Land abg e-
gebenen gültigen Stimmen nicht  erreicht haben. Die verbleibende Stimme n-
zahl wird sodann durch die um eins vermehrte Zahl der zu wählenden Abg e-
ordneten (mit Ausschluss der stellvertretenden Abgeordneten) geteilt und das 
Teilungsergebnis in jedem Fall auf die nächstfolgende ganze Zahl erhöht.1 

                                                

 

1 Art. 55 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
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2) Die so ermittelte Zahl heisst Wahlzahl. 

3) Jeder Wahlliste, die gemäss Art. 46 Abs. 3 der Verfassung an der 
Mandatsverteilung teilnimmt, wird so viel mal ein Abgeordneter zugeteilt, als 
die Wahlzahl in der Zahl der für diese Wahlliste abgegebenen  Kandidaten - 
und Zusatzstimmen enthalten ist (Grundmandatsverteilung). 

Art. 56 

Zuteilung der Restmandate 

1) Ergibt die Verteilung gemäss Art. 55 in einem oder beiden Wahlkre i-
sen nicht so viele Mitglieder des Landtages, als zu wählen sind, so hat unter 
den Wählergruppen, die wenigstens acht Prozent der im ganzen Land abg e-
gebenen gültigen Stimmen erreicht haben, eine Restmandatsverteilung nach 
den Bestimmungen der folgenden Absätze zu erfolgen. 

2) Die Reststimmen werden, nach ihrer Grösse geordnet, nebenei nander 
geschrieben; unter jede Reststimmenzahl wird die Hälfte der Reststimme n-
zahl geschrieben, darunter ihr Drittel, ihr Viertel und nach Bedarf die weite r-
folgende Zahl. 

3) Als Wahlzahl gilt bei bloss einem zu vergebenden Restmandat die 
grösste, bei zweien d ie zweitgrösste, bei drei zu vergebenden Restma ndaten 
die drittgrösste Zahl der so angeschriebenen Zahlen. 

4) Jede Wählergruppe erhält so viele Restmandate, als die Wahlzahl in 
ihrer Reststimmenzahl enthalten ist. Wenn nach dieser Berechnung zwei 
Wählergruppen auf ein Restmandat den gleichen Anspruch haben, so hat jene 
Wählergruppe den Vorzug, bei welcher der nach Art. 57 in Betracht ko m-
mende Kandidat die grössere Stimmenzahl aufweist. Bei gleicher Stimme n-
zahl entscheidet das Los. 

Art. 57 

Bestimmung der Abgeordneten 

1) Von jeder Wahlliste sind so viele als gewählt zu erklären, als ihr g e-
mäss Art. 55 beziehungsweise 56 Mandate zugeteilt worden sind, und zwar 
jene Kandidaten, die am meisten Stimmen erhalten haben. 

2) Bei gleicher Stimmenzahl ist der auf der Wa hlliste in der Reihe nfolge 
früher genannte Kandidat als gewählt zu erklären. 
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3) Aufgehoben1 

Art. 58 

Zuteilung von Mandaten 

1) Sollten einer oder mehreren Wahllisten mehr Kandidaten zuzuteilen 
sein, als sie Namen enthalten, so sind vorerst alle ihre Wahlkan didaten g e-
wählt.2 

2) Die übrigen Mandate werden nach dem in Art. 55 und 57 vorgeschri e-
benen Verfahren auf die anderen Wahllisten verteilt. 

Art. 59 

Losziehung 

Die Ziehung des Loses (Art. 56) findet anlässlich der in Art. 54 Abs. 2 
vorgesehenen Sitzung der R egierung statt, und zwar durch das älteste anw e-
sende Regierungsmitglied. 

Art. 60 

Bestimmung der stellvertretenden Abgeordneten 

1) Soweit die Wahlliste genügend Kandidaten aufweist, erhält jede Wä h-
lergruppe auch stellvertretende Abgeordnete. Auf jeweils dre i Abgeordnete 
in einem Wahlbezirk steht jeder Wählergruppe ein stellvertretender Abg e-
ordneter zu, jedoch mindestens einer, wenn eine Wählergruppe in einem 
Wahlkreis ein Mandat erreicht (Art. 46 Abs. 2 der Verfassung).3 

2) Als stellvertretende Abgeordnete im Sinne von Art. 46 Abs. 2 der Ve r-
fassung sind diejenigen Kandidaten zu erklären, die auf der Wahlliste der 
betreffenden Wählergruppe unter den nichtgewählten Kandidaten am meisten 
Stimmen erhalten haben.4 

3) Bei gleicher Stimmenzahl ist der auf der Liste in der Reihenfolge fr ü-
her genannte Kandidat als stellvertretender Abgeordneter zu erklären. 

                                                

 

1 Art. 57 Abs. 3 aufgehoben durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
2 Art. 58 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
3 Art. 60 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
4 Art. 60 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
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Art. 61 

Wahlurkunden 

Die Regierung stellt den Gewählten die Wahlurkunde zu. 

Art. 62 

Veröffentlichung 

Die Wahlergebnisse werden von der Regierung in den amtlichen Ku nd-
machungsorganen veröffentlicht. 

Art. 63 

Rücktritt, Mandatsverlust usw. 

1) Abgeordnete, die das Stimmrecht nachträglich verlieren, gehen ihres 
Mandates verlustig. 

2) Wird während der Amtsdauer durch Mandatsverlust, Rücktritt, Tod, 
Abberufung oder infolge anderweitiger dauernder Verhinderung in der Au s-
übung des Mandates ein Mandat frei, so ist für dasselbe vom Landtag derje-
nige für gewählt zu erklären, der bei der nämlichen Wahlliste, auf welcher der 
zu Ersetzende stand, unter den nicht gewählten Kand idaten am meisten 
Stimmen erhalten hat.1 

3) Bei gleicher Stimmenzahl ist der auf der Liste in der Reihenfolge fr ü-
her genannte Wahlkandidat als gewählt zu erklären.2 

4) Sind auf der betreffenden Liste keine nicht gewählten Kandidaten 
mehr vorhanden, so hat die Re gierung Ergänzungswahlen anzuordnen, auf 
welche die für die Landtagswahlen geltenden Vorschriften anzuwenden  sind 
(Art. 53 der Verfassung). 

                                                

 

1 Art. 63 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
2 Art. 63 Abs. 3 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
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III. Abschnitt 

Wahlanfechtung 

Art. 64 

Wahlbeschwerde 

1) Gegen die Wahlen in einem Wahlkreise oder im ganzen Lande od er 
gegen die Wahl eines oder mehrerer Abgeordneter oder Ersatza bgeordneter 
kann eine Wählergruppe, die Wahlvorschläge für die ang efochtene Wahl 
rechtzeitig eingereicht hat, durch ihren Bevollmächtigten (Art. 38) aus den 
nachstehend angeführten Nichtigkeits gründen Wahl beschwerde bei der R e-
gierung einbringen. 

2) Die Wahl eines Abgeordneten oder Ersatzabgeordneten ist nichtig, 
wenn dem Gewählten die gesetzlichen Eigenschaften abgehen. 

3) Die Wahl ist nichtig, wenn im Wahlvorbereitungsverfahren, beim 
Wahlvorgang oder bei der Ermittlung des Wahlergebnisses 
a) zwingende Gesetzesvorschriften nicht eingehalten wurden oder 
b) gesetzeswidrige Einwirkungen oder 
c) strafbare Umtriebe oder 
d) grobe Unregelmässigkeiten stattgefunden haben, vorausgesetzt, dass 

diese Tatbe stände auf das Wahlergebnis einen erheblichen Einfluss g e-
habt haben oder haben konnten. 

4) Haben ein oder mehrere Nichtstimmberechtigte als Wähler teilg e-
nommen oder wurden mehrere Stimmberechtigte von der Teilnahme an der 
Wahl rechtswidrig ausgeschlossen, so bleibt die Wahl gültig, wenn die d a-
durch entstehende Differenz in der Stimmenzahl keinen Einfluss auf das 
Wahlergebnis hat; ist dieses aber der Fall, so ist die Wahl nichtig. 

5) Die Wahlbeschwerde ist bei sonstigem Ausschluss binnen drei Tagen 
nach der Wahl bei der Regierung anzumelden. Der Wahltag zählt bei der 
Fristberechnung nicht. Die Beschwerdeschrift ist bei sonstigem Au sschluss 
binnen weiteren fünf Tagen bei der Regierung einzureichen und hat bestimm-
te Anträge zu enthalten und die Tatsachen anzuge ben, auf welche sich die 
Beschwerde gründet, sowie die Beweismittel zu bezeic hnen, welche dem 
Nachweis der Tatsachen dienen sollen. Die Regierung hat jeder Wählergru p-
pe, die eine Wahlbeschwerde rechtzeitig angemeldet hat, die Einsicht in die 
Wahlakten zu gestatten. 

6) Die Regierung hat die Beschwerdeschrift mit den vorliegenden Wah l-
akten unverzüglich an den Staatsgerichtshof zu übermitteln. Der Staatsg e-
richtshof leitet hierauf nach dem Gesetz über den Staatsgerichtshof ein E r-
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mittlungsverfahren ein. Der Staa tsgerichtshof entscheidet endgültig im Ra h-
men der Beschwerdeanträge über die Wahl der Mitglieder des Landtages 
oder die Wahl als solche (Art. 59 der Verfassung).1 

Art. 65 

Amtswegige Prüfung 

Wenn die Regierung aufgrund der Wahlprotokolle oder sonstwie fes t-
stellt, dass die Wahlen an einer Nichtigkeit leiden, so wird sie ihrerseits bi n-
nen acht Tagen, den Wahltag nicht gerechnet, beim Staatsgerichtshof Anze i-
ge erstatten, der in diesem Falle von amtswegen über die Gültigkeit der Wahl 
entscheidet. 

Art. 66 

Entscheidung 

1) Wenn einem gewählten Abgeordneten oder Ersatzabgeordneten die 
gesetzlichen Eigenschaften abgehen, so erklärt der Staatsgerichtshof dessen 
Wahl als nichtig. Zugleich hat er in sinngemässer Anwendung von Art. 63 
den nächstfolgenden Kandidaten der Wahlliste als gewählt zu erklären. 

2) Sind die von der Hauptwahlkommission überprüften Gemeinde -
ergebnisse falsch zusammengezählt worden oder ist der Hauptwahlkommi s-
sion ein anderer Rechnungsfehler unterlaufen oder sind die B estimmungen 
der Art. 55 bis 60 des Gesetzes unrichtig angewendet worden und haben oder 
können diese Geschehnisse auf das Wahlergebnis einen erheblichen Einfluss 
haben, so berichtigt der Staatsgerichtshof die E rgebnisse und die Zuteilung 
der Mandate. 

3) In allen anderen Fällen der Nichtigkeit erklärt der Staatsgerichtshof die 
Wahl für den betreffenden Wahlkreis als nichtig, worauf die Regierung u n-
verzüglich eine neue Wahl anzuordnen hat. 

4) Gegen die Entscheidung des Staatsgerichtshofes über eine Wahl -
beschwerde ist nur das Rechtsmittel der Erläuterung zulässig. 

5) Der Staatsgerichtshof hat der Regierung in jedem Falle eine Entsche i-
dungsausfertigung zuzustellen. 

                                                

 

1 Art. 64 Abs. 6 abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
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IV. Titel 

Referendum, Initiative und Landtagseinberufung 

I. Abschnitt 

Gemeinsame Bestimmungen 

Art. 671 

Begehren (Vorschläge) 

Begehren, durch welche das verfassungsmässige Recht des Refere ndums 
und der Initiative nach diesem Gesetze ausgeübt werden, sind: 

a) Gemeindebegehren (Art. 48, 64, 66 und 66bis der Verfassung); 

b) Sammelbegehren (Art. 48, 64, 66 und 66bis der Verfassung); 

c) Landtagsbegehren (Art. 64, 66 und 66bis der Verfassung). 

Art. 68 

Gemeindebegehren 

1) Wenn Referendums- und Initiativbegehren durch Gemeinden au sgeübt 
werden wollen, so müssen gleichlautende Begehren in einer Mi ndestzahl von 
Gemeinden an Gemeindeversammlungen mit absolutem Mehr der anwese n-
den Bürger beschlossen werden. 

2) Die Anordnung und Abhaltung dieser Gemeindeversammlungen e r-
folgt nach den Bestimmungen des Gemeindegesetzes durch den Gemeind e-
vorsteher oder auf Verlangen von einem Sechstel der Stimmberechtigten. 

3) Ein beschlossenes Gemeindebegehren hat zu enthalten: 

a) eine genaue Formulierung des Referendums - beziehungsweise Initi ativ-
begehrens; bei Initiativen, die eine blosse Anregung enthalten, ist der 
Zweck des verlangten Beschlusses oder Gesetzes anzug eben; ausserdem 
kann es noch enthalten: 

b) bei Initiativbegehren eine kurze und sachliche Begründung der Vorschl ä-
ge; 

c) ein vom Gemeindevorsteher und einem Mitglied des Gemeinderates 
unterzeichnetes Versammlungsprotokoll der Gemeinde, aus dem das D a-

                                                

 

1 Art. 67 abgeändert durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
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tum der Gemeindeversammlung, die Form, in der das Begehren zur A b-
stimmung gebracht und angenommen wurde, die Zahl der teilnehmenden 
Stimmberechtigten und die Zahl der Annehmenden zu ersehen sind. 

4) Dieses Protokoll ist, wenn es nicht mit dem Begehren verbunden i st, 
diesem Begehren als Beilage beizugeben. 

5) Gemeindeabstimmungen, denen keine richtige oder vollständige 
Kenntnisgabe des Referendums - beziehungsweise Initiativbegehrens an die 
Stimmberechtigten, sei es an der Versammlung selbst oder vorher durch 
Mitteilung an einer Vorversammlung oder persönliche Zustellung vorausg e-
gangen ist, sind ungültig. 

6) Die Protokolle nebst Begehren sind der Regierung zu übermitteln, 
welche sie im Sinne der nachfolgenden Bestimmungen über die Sammelb e-
gehren zu behandeln hat. 

Art. 69 

Sammelbegehren 

1) Begehren betreffend Referendum beziehungsweise Initiative müssen 
nebst Angabe der Gemeinde von den das Begehren stellenden Stimm -
berechtigten durch eigenhändig unterzeichnete Eingaben, die mit dem A n-
fangsdatum der Unterschriftenzeich nung auf jedem Bogen versehen sein 
müssen, bei der Regierung eingereicht werden. 

2) Die Stimmberechtigung und Unterschrift der Unterzeichner ist von der 
Gemeindevorstehung derjenigen Gemeinde, in welcher dieselben ihre polit i-
schen Rechte ausüben, auf der b etreffenden Eingabe selbst unter Beifügung 
des Datums am Schlusse samthaft, aufgrund des Stim mregisters und der 
Angaben des Unterschriftensammlers oder des Unte rschriebenen selbst zu 
bescheinigen. Hierfür dürfen keine Gebühren berechnet werden. 

3) Die Eing aben können einzeln oder zusammen (kollektiv) eing ereicht 
werden; in letzterem Falle jedoch mit der Einschränkung, dass eine Gesam t-
eingabe nicht Unterschriften von Stimmberechtigten, welche in anderen 
Gemeinden wohnen, enthalten darf. 

4) Unterschriften von in anderen Gemeinden wohnhaften Bürgern werden 
bei der Prüfung einfach als nicht geschrieben betrachtet. 

5) Das Anbringen von Begehren ganz verschiedener Art in der gleichen 
Eingabe ist unzulässig, d. h. in der gleichen Eingabe kann das Begehren um 
Anordnung einer Volksabstimmung nur über einen Verfassungs -, Gesetzes - 
oder Finanzbeschluss gestellt werden, und ebenso darf in de rselben Eingabe 
nur ein die Gesetzgebung (Verfassung) betreffendes Initiativbegehren gestellt 
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werden. Das Anbringen eines Referendu ms- und Initiativbegehrens in der 
gleichen Eingabe ist ebenfalls unzulässig. 

6) Eingaben, welche obigen Vorschriften nicht entsprechen, werden unter 
Bezeichnung des Mangels von der Regierung an den ersten in der Eingabe 
Unterzeichneten zu Handen aller Bege hrenden zurückgewiesen und sind 
ungültig, wenn der Mangel innert nützlicher Frist (Art. 70) nicht behoben 
wird. 

7) Sammel - wie Gemeindebegehren müssen auf allen einzelnen Unte r-
schriftenbogen beziehungsweise auf allen Gemeindeversammlungsprotoko l-
len gleichlautend sein. 

Art. 70 

Fristen 

1) Referendums- und Initiativbegehren können gültig gestellt werden, wenn 
es sich handelt 
a) um die Abstimmung über einen Gesetzes -, Finanz- oder Verfassungsb e-

schluss des Landtages im ganzen oder über einen Teil während 30 Tage n 
nach amtlicher Kundmachung des Landtagsbeschlusses in den amtlichen 
Kundmachungsorganen, wobei die Frist von der in einem Blatte zuerst 
erscheinenden Veröffentlichung an gerechnet und der Tag dieser selbst 
nicht eingerechnet wird; 

b) um ein Initiativbege hren im Sinne der Art. 48 und 64 der Verfassung 
innert sechs Wochen; diese Frist beginnt mit der aufgrund der Anme l-
dung des Begehrens bei der Regierung durch diese erfolgten amtlichen 
Kundmachung und wird gemäss Bst. a berechnet. 

2) Anmeldungen von Gemeinde-Initiativen bei der Regierung können er-
folgen durch den Gemeinderat, die Gemeindevorsteher oder ein stimmb e-
rechtigtes Mitglied der Gemeinde. Anmeldungen von Sammel -Initiativen 
erfolgen durch den betreffenden Initianten. 

3) Initiativbegehren (Sammel - oder  Gemeinde -Initiativen) auf Erlass, 
Abänderung oder Aufhebung eines Gesetzes oder der Verfassung dürfen, 
wenn ein solches Begehren in einer Volksabstimmung verworfen worden ist, 
über denselben Gegenstand erst nach Ablauf von zwei Jahren seit der Volk s-
abstimmung und ein Abberufungsbegehren innert dem Zeitraume eines Ja h-
res nur einmal gestellt werden. 

4) Eingaben, die gegen vorstehende Bestimmungen verstossen, können 
von der Behörde zurückgewiesen und die Einberufung einer Gemeindeve r-
sammlung kann verweigert w erden. Gegen diese Zurückweisung oder Ve r-
weigerung ist Beschwerde zulässig. 
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Art. 70a1 

Fristen bei Referendumsbegehren gegen Staatsverträge 

1) Referendumsbegehren über die Zustimmung des Landtages zu e inem 
Staatsvertrag können gültig gestellt werden während  30 Tagen nach amtl i-
cher Kundmachung des Landtagsbeschlusses in den amtlichen Kundm a-
chungsorganen, wobei die Frist von der in einem Blatte zuerst erscheinenden 
Veröffentlichung an gerechnet und der Tag dieser selbst nicht eingerechnet 
wird. 

2) Eingaben, die gegen vorstehende Bestimmungen verstossen, können von 
der Behörde zurückgewiesen und die Einberufung einer Gemeindeversam m-
lung kann verweigert werden. Gegen diese Zurückweisung oder Verweig e-
rung ist Beschwerde zulässig. 

Art. 70b2 

Vorprüfung 

1) Werden Ini tiativbegehren (Sammel- oder Gemeindeinitiativen) bei der 
Regierung angemeldet, so prüft sie, ob sie mit der Verfassung und den best e-
henden Staatsverträgen übereinstimmen, und übermittelt ihren Bericht samt 
Eingaben dem Landtag zur Weiterbehandlung. 

2) Der Landtag zieht das Initiativbegehren in seiner nächsten Sitzung in 
Behandlung. Stellt er fest, dass das Initiativbegehren mit der Verfa ssung und 
den bestehenden Staatsverträgen nicht übereinstimmt, so e rklärt er es für 
nichtig. 

3) Gegen eine Nichtigerkläru ng des Landtages ist Beschwerde an den 
Staatsgerichtshof zulässig. 

Art. 71 

Prüfung der Begehren und Publikation 

1) Die Regierung prüft die eingelangten Eingaben der Begehrenden oder 
der Gemeinden sofort auf ihre Gesetzmässigkeit (Art. 69 und 70). 

2) Bei Fe ststellung der Unterschriftenzahl eines Begehrens fallen nebst 
den ungültigen und verspätet eingereichten Unterschriftenbogen ausser B e-
tracht: 

                                                

 

1 Art. 70a eingefügt durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
2 Art. 70b eingefügt durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
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a) Unterschriften Nichtstimmberechtigter; 

b) Unterschriften, welche nicht von der Hand des Stimmberechtigten he r-
rühren; 

c) Unterschriften auf Bogen, welche die Angaben der Gemeinde der Unte r-
zeichner nicht enthalten, sofern die Unterzeichner nicht selbst die Woh n-
ortsangabe beigefügt haben; 

d) jede mehr als einmalige Unterschrift des gleichen Stimmberechtigten. 

3) Die Regierung veranlasst die Publikation des Ergebnisses der Prüfung 
der eingereichten Begehren. 

Art. 72 

Anordnung der Regierung 

1) Sofern das Begehren um Volksabstimmung (über die Abberufung des 
Landtages oder über einen Verfassungs -, Gesetzes - oder Finanz -beschluss) 
seitens einer genügenden Anzahl von Gemeinden oder Stimmberechtigten 
gestellt worden ist, oder wenn der Landtag eine Volksabstimmung b e-
schliesst (Art. 66 Abs. 1 und 3 der Verfassung), ordnet die Regierung späte s-
tens innert 14 Tagen eine Volksabstimmung an, die innerhalb von drei Mona-
ten durchzuführen ist. 

2) Kommt dagegen ein auf die Gesetzgebung (Erlass, Abänderung oder 
Aufhebung) bezügliches Begehren zustande, so legt die Regierung es mit 
ihrem Berichte und sämtlichen Akten dem Landtag zur Weiter behandlung 
vor. 

3) Ist ein Begehren auf Einberufung des Landtages gültig zustande g e-
kommen, so veranlasst die Regierung die sofortige Einberufung desselben. 

Art. 73 

Prüfung der Abstimmungszettel 

1) Ungültig sind Stimmzettel, deren Inhalt sich weder als ein  bestimmtes 
Ja noch Nein erkennen lässt. 

2) Im übrigen finden die Bestimmungen des Art. 52 sinngemässe A n-
wendung (Art. 84). 
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Art. 74 

Nichtigerklärung einer Abstimmung 

1) Die Nichtigerklärung einer Abstimmung steht, unter Freilassung der 
Beschwerde seitens eines Stimmberechtigten an die Verwaltungsbeschwerde-
Instanz, der Regierung zu. 

2) Sie kann, je nachdem die die Nichtigkeit begründenden Handlungen o-
der Vorgänge nur auf die Abstimmung in einem Abstimmungsorte oder auf 
die des ganzen Landes sich erstrecken , die Abstimmung ganz oder teilweise 
nichtig erklären und hat in diesem Falle eine neue Abstimmung für den 
betreffenden Abstimmungsort oder das ganze Land anzuordnen. 

3) Im übrigen finden Art. 64 bis 66 dieses Gesetzes auf die Beschwe rde-
führung und Nichti gerklärung sinngemässe Anwendung, soweit dessen B e-
stimmungen offensichtlich nicht als unanwendbar zu gelten haben oder in 
vorstehenden Absätzen nicht Abweichungen enthalten sind. 

II. Abschnitt 

Referendum 

Art. 75 

Voraussetzungen 

1) Jeder vom Landtag gefasst e, von ihm nicht als dringlich erklärte G e-
setzesbeschluss, ebenso jeder vom Landtag nicht als dringlich erklärte F i-
nanzbeschluss, sofern er eine einmalige neue Ausgabe von mindestens 300 
000 Franken oder eine jährlich wiederkehrende Neuausgabe von 150 000 
Franken verursacht, unterliegt der Volksabstimmung (fakultatives Refere n-
dum), wenn 

a) der Landtag selbst eine solche beschliesst oder 

b) innerhalb von dreissig Tagen nach amtlicher Verlautbarung des bezügl i-
chen Landtagsbeschlusses wenigstens 1 000 stimmber echtigte Lande s-
bürger oder wenigstens drei Gemeinden in Form überein stimmender Ge-
meindeversammlungsbeschlüsse das Begehren um eine Volksabstimmung 
stellen.1 

                                                

 

1 Art. 75 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 84. 
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2) Handelt es sich um einen Beschluss über die Verfassung im Ganzen 
oder einen Teil derselben, so i st hiezu, falls nicht der Landtag einen dahing e-
henden Beschluss von sich aus fasst, das Verlangen von wenigstens 1 500 
Stimmberechtigten oder von wenigstens vier Gemeinden gemäss Bst. b des 
vorhergehenden Absatzes erforderlich.1 

3) Der Antrag auf eine Volk sabstimmung im Landtage muss im A n-
schluss an die Schlussabstimmung gestellt werden, worauf der Landtag hie r-
über zu beschliessen hat. 

4) Der Entscheid des Landtages, dass ein Gesetzes -, Finanz- oder Verfas-
sungsbeschluss als dringlich zu erklären ist, muss j eweils dem betreffenden 
Beschluss beigefügt werden. In diesem Falle hat die Regierung den B e-
schluss sofort dem Landesfürsten zur Sanktion vorzulegen und ihn nach 
Eingang derselben im Landesgesetzblatt zu veröffentlichen und in Vollzug zu 
setzen. 

Art. 75a2 

Voraussetzungen bei Staatsverträgen 

1) Jeder Landtagsbeschluss, der die Zustimmung zu einem Staatsvertrag 
(Art. 8) zum Gegenstand hat, unterliegt der Volksabstimmung, wenn der 
Landtag eine solche beschliesst oder wenn innerhalb von 30 Tagen nach der 
amtlichen Verlautbarung des Landtagsbeschlusses wenigstens 1 500 stim m-
berechtigte Landesbürger oder wenigstens vier Gemeinden in Form  überein-
stimmender Gemeindeversammlungsbeschlüsse das Begehren um eine 
Volksabstimmung stellen. 

2) Der Antrag auf eine Volksabsti mmung im Landtag muss im A nschluss 
an die Zustimmung zu einem Staatsvertrag gestellt werden, worauf der Lan d-
tag hierüber zu beschliessen hat. 

Art. 76 

Nicht zustandegekommenes oder unterbliebenes Referendumsbegehren 

1) Alle anderen Verfassungs -, Gesetzes - o der Finanzbeschlüsse, welche 
nicht unter die vorstehend genannte Ausnahme fallen, sind nach der Anna h-
me im Landtag unter Angabe des Datums, an welchem die Referendumsfrist 

                                                

 

1 Art. 75 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 1985 Nr. 4. 
2 Art. 75a eingefügt durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
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abläuft, durch die Regierung in den amtlichen Kund machungsorganen unter 
Anführung ihres Titels zu veröffentlichen. 

2) Wenn weder der Landtag eine Volksabstimmung beschliesst, noch i n-
nerhalb 30 Tagen nach amtlicher Veröffentlichung eines Verfassungs -, G e-
setzes- oder Finanzbeschlusses ein rechtswirksames Begehren um Volksa b-
stimmung gestell t wird oder wenn zwar ein solches Begehren innert der 
genannten Frist bei der Regierung eingelangt ist, es sich aber nach amtlicher 
Prüfung ergibt, dass es nicht von der entsprechenden Anzahl Stimmberec h-
tigten oder Gemeindebeschlüssen unterstützt ist, so h at die Regierung die 
betreffenden Beschlüsse über Gesetze oder Verfa ssung, mit Ausnahme der 
nicht in Gesetzesform ergehenden und nicht die Aktiven der Landeskassa 
(Art. 70 der Verfassung) betreffenden Finan zbeschlüsse, dem Landesfürsten 
zur Sanktion vorzulegen sowie nach allfällig erfolgter Sanktion im Landesge-
setzblatte zu veröffentlichen und nachher in Vollzug zu setzen. 

Art. 76a1 

Nicht zustandegekommenes oder unterbliebenes Referendumsbegehren bei 
Staatsverträgen 

1) Staatsverträge sind nach der Zustimmung im Landtag unter Angabe des 
Datums, an welchem die Referendumsfrist abläuft, durch die Regi erung in 
den amtlichen Kundmachungsorganen unter Anführung ihres Titels zu verö f-
fentlichen. 

2) Wenn weder der Landtag eine Volksabstimmung beschliesst noch i n-
nerhalb 30 Tagen nach amtlicher Veröffentlichung der Zustimmung zu einem 
Staatsvertrag ein rechtswirksames Begehren um Volksabstimmung gestellt 
wird oder wenn zwar ein solches Begehren innert der genannten Frist bei der 
Regierung eingelangt ist, es sich aber na ch amtlicher Prüfung ergibt, dass es 
nicht von der entsprechenden Anzahl Stimmberechtigter oder Gemeindeve r-
sammlungsbeschlüssen unterstützt ist, so hat die R egierung den Staatsvertrag 
nach der Ratifikation im Landesgesetzblatt zu veröffentlichen. 

Art. 77 

Zustandegekommenes Referendumsbegehren 

1) Wenn dagegen der Landtag eine Volksabstimmung beschliesst oder 
wenn die entsprechende Anzahl Stimmberechtigter oder Gemeinden innert 

                                                

 

1 Art. 76a eingefügt durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
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offener Frist eine Volksabstimmung verlangen, so hat die Regierung  eine 
Volksabstimmung anzuordnen (Art. 72). 

2) In der Regel findet die Volksabstimmung über einen Gesetzes - oder 
einen sonstigen Beschluss als Ganzes statt. 

3) Dem Landtag steht jedoch das Recht zu, die Abstimmung in der Weise 
zu beschliessen, dass über einzelne Teile ein es Gesetzes oder eines Beschlus-
ses getrennt abgestimmt werde; im letzteren Falle sollen die entsprechenden 
Fragen auf dem Abstimmungszettel abgedruckt werden. 

4) Die Regierung hat aufgrund der eingegangenen Abstimmungsprotokol-
le das Ergebnis der Volksabstimmung zu prüfen (erwahren) und in den amtl i-
chen Kundmachungsorganen zu veröffentlichen. 

Art. 78 

Angenommene oder verworfene Beschlüsse 

1) Ist ein Verfassungs -, Gesetzes- oder Finanzbeschluss von der absol u-
ten Mehrheit der gültig Stimmenden des ganzen Lande s angenommen wor-
den, so hat die Regierung nach eingeholter Sanktion durch den Landes fürsten 
das Gesetz im Landesgesetzblatt zu veröffentlichen und zu vollziehen. 

2) Sofern die Abstimmung über eine Vorlage nach einzelnen Teilen stat t-
gefunden hat, wird für den Fall einer nur teilweisen Annahme der angeno m-
mene Teil als Gesetz (Verfassung), sofern es sich nicht lediglich um einen 
nicht in Gesetzesform ergehenden und nicht die Aktiven der Landeskasse 
(Art. 70 der Verfassung) betreffenden Finanzbeschluss handelt , nach eing e-
holter Sanktion durch den Landesfürsten zu publizieren, und es ist gleichze i-
tig von der Regierung dem Landtage Bericht zu erstatten. 

3) Jedem, in der Volksabstimmung angenommenen Gesetzes - oder Ve r-
fassungsbeschlusse, der im Landesgesetzblatt zu  veröffentlichen ist, hat die 
Regierung am Schlusse vor der Zeichnung und Gegenzeichnung beizufügen: 

"Die Regierung, nach Kenntnisnahme von dem Berichte über das Erge bnis 
der Volksabstimmung vom ......................., wonach sich ergibt: 

Zahl der Stimmberechtigten ............... 
Eingegangene Stimmzettel ............... 
Annehmende sind ............... 
Verwerfende sind ............... 
Ungültige Stimmen ............... 
Leere Stimmen ............... 
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beschliesst: 

die Referendumsvorlage über 
.................................................................... 

wird als vom Volke angenommen erklärt." 

4) Wenn eine Vorlage in der Volksabstimmung verworfen ist, erklärt die 
Regierung dieselbe unter Berichtgabe an den Landtag als dahingefa llen, und 
es hat ihre Sanktion und ihr Vollzug zu unterbleiben. 

Art. 78a1 

Angenommene oder verworfene Beschlüsse bei Staatsverträgen 

1) Ist die Zustimmung des Landtages zu einem Staatsvertrag von der a b-
soluten Mehrheit der gültig Stimmenden des ganzen Landes ang enommen 
worden, so hat die Regierung den Staatsvertrag nach der Ratif ikation im 
Landesgesetzblatt zu veröffentlichen. 

2) Die Art der Veröffentlichung hat sinngemäss auf die in Art. 78 Abs. 3 
genannte Weise zu erfolgen. 

3) Wenn der Landtagsbeschluss in der Volksabstimmung verworfen wird, 
erklärt die Regierung denselben unter Berichtgabe an den Landtag als dahi n-
gefallen. 

Art. 79 

Volksbefragung 

1) Der Landtag ist befugt, über Aufnahme einzelner Grundsätze in ein zu 
erlassendes Gesetz eine Volksabstimmung zu veranlassen (Art. 66 Abs.  3 der 
Verfassung). 

2) Eine solche Abstimmung wird von der Regierung nach den einschläg i-
gen Bestimmungen dieses Gesetzes angeordnet und vollzogen. 

                                                

 

1 Art. 78a eingefügt durch LGBl. 1992 Nr. 100. 
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III. Abschnitt 

Initiative 

a) Gesetzesinitiative 

Art. 80 

Anwendung 

1) Das Recht der Initiative, soweit dasselb e sich auf die Gesetzgebung 
bezieht, umfasst das Begehren auf Erlass, Abänderung oder Aufhebung eines 
Gesetzes. 

2) Derartige Begehren können seitens der Stimmberechtigten oder G e-
meinden in der Form einer einfachen Anregung (einfache Initiative) oder des 
ausgearbeiteten Entwurfes (formulierte Initiative) gestellt und können im 
einen wie im anderen Falle begründet werden (Art. 64 Abs. 3 und Art. 66 Abs. 
6 der Verfassung). 

3) Ein Volksbegehren (Gemeinde - oder Sammel -Initiative), aus de ssen 
Durchführung dem Lan d entweder eine im Finanzgesetz nicht vo rgesehene 
einmalige Ausgabe von 300 000 Franken oder eine längere andauernde jäh r-
liche Belastung von 150 000 Franken erwächst, muss mit einem Bed e-
ckungsvorschlag versehen sein, wenn es vom Landtag in Behandlung gez o-
gen werden muss, ausgenommen es handle sich um ein in der Verfassung 
bereits vorgesehenes Gesetz.1 

4) Wird vom Rechte der Initiative Gebrauch gemacht, so ist 

a) bei der Regierung das Sammel - oder Gemeindebegehren zur Prüfung und 
Publikation anzumelden (Art. 70); vorher gesammelte Unte rschriften oder 
gefasste Gemeindebeschlüsse fallen bei Berechnung ausser Betracht; 

b) innert der im Art. 70 Bst. b angegebenen Frist von sechs Wochen der 
Regierung zu Handen des Landtages eine von mindestens 1 000 Stimm-
berechtigten oder von wenigstens drei Gemeinden in Form übereinsti m-
mender Gemeindeversammlungsbeschlüsse (Gemeinde -Initiative) unte r-
stützten Eingabe einzureichen, in welcher der G egenstand des Begehrens 
bestimmt bezeichnet sein muss.2 

                                                

 

1 Art. 80 Abs. 3 abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 84. 
2 Art. 80 Abs. 4 Bst. b abgeändert durch LGBl. 1985 Nr. 4. 
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Art. 81 

Stellungnahme des Landtages 

1) Der Landtag hat ein Initiativbegehren in seiner nächsten, dem Einga n-
ge desselben folgenden Sitzung in Behandlung zu ziehen und ungesäumt zu 
erledigen. 

2) Wenn ein Begehren nur in Form einer einfachen Anregung gestellt 
worden ist, so muss sich der  Landtag erklären, ob er mit dem gestellten B e-
gehren einverstanden sei oder nicht. 

3) Im Falle der Zustimmung erledigt der Landtag die Anregung durch E r-
lass, Aufhebung oder Abänderung eines Gesetzes (der Verfa ssung), unter 
Vorbehalt des Referendums und der Zustimmung des Landesfürsten. 

4) Sofern der Landtag einer einfachen Anregung nicht zustimmt, fällt sie 
dahin, sofern er nicht seinerseits eine Volksbefragung über die einfache A n-
regung beschliesst; wenn in diesem Falle die absolute Mehrheit der gültig 
Stimmenden sich für die Volksanregung oder Anregung des Landtages au s-
spricht, so hat der Landtag die angenommene Anregung im Sinne des Volk s-
entscheides auszuarbeiten. Der diesbezügliche B eschluss unterliegt in der 
Regel dem fakultativen Referendum. 

Art. 82 

Formulierte Initiativen 

1) Ist das Initiativbegehren in Form eines ausgearbeiteten Entwurfes ei n-
gereicht worden, so hat der Landtag darüber ungesäumt Beschluss zu fassen, 
ob er dem Initiativentwurf, der erforderlichenfalls mit einem Bedeckungsvo r-
schlag versehen sein muss, so, wie er vorliegt, zustimme oder nicht. 

2) Sofern der Landtag dem Entwurf nicht zustimmt, beauftragt er die R e-
gierung mit der Anordnung einer Volksabstimmung. 

3) Dem Landtag steht hierbei das Recht zu, gegenüber dem von den Init i-
anten ode r Gemeinden eingereichten Entwurfe eigene Anträge auf Verwer-
fung des Vorschlages oder auf eine abgeänderte Fassung desselben zu stellen 
und nötigenfalls in einer an das Volk gerichteten Botschaft zu begründen. 
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Art. 82a1 

Gleichzeitiges Zustandekommen mehrerer Initiativbegehren zum  
selben Gegenstand 

1) Wenn mehrere Initiativbegehren zum selben Gegenstand gleic hzeitig 
zustande kommen, zieht sie der Landtag in der gleichen Sitzung in Behan d-
lung. 

2) Mehrere Initiativbegehren zum selben Gegenstand gelten als gle ichzei-
tig zustande gekommen, wenn im Zeitpunkt der Publikation des zuerst z u-
stande gekommenen Begehrens die anderen bei der Regierung bereits ang e-
meldet waren. 

3) Auf das Verfahren finden die Art. 81 und 82 Anwendung. 

Art. 82b2 

Rückzug von Initiativen 

1) E nthalten Initiativen eine Rückzugsklausel, so können sie durch ei n-
stimmigen Beschluss aller Mitglieder des Initiativkomitees zurückg ezogen 
werden. 

2) Ein Rückzug einer Initiative ist zulässig, bis die Regierung das A b-
stimmungsdatum festgesetzt hat. Weist e ine Initiative die Form einer einf a-
chen Anregung auf und stimmt ihr der Landtag zu, so ist ein Rüc kzug bis 
zum Zustimmungsbeschluss des Landtags zulässig. 

Art. 83 

Fragestellung 

1) Wenn nur ein Vorschlag zur Abstimmung gelangt, hat der Stimmze ttel 
die Frage zu enthalten: "Wollt Ihr den Entwurf annehmen?" 

2) Wenn nebst dem ausgearbeiteten Initiativvorschlag noch ein Gege n-
vorschlag des Landtages der Volksabstimmung unterbreitet wird, so werden 
den Stimmberechtigten die zwei Fragen vorgelegt: "Wollt Ihr den Ent wurf 
der Initianten annehmen? oder Wollt Ihr den Gegenen twurf des Landtages 
annehmen?" 

3) Wenn zwei oder mehrere Initiativvorschläge zum selben Gege nstand 
der Volksabstimmung unterbreitet werden, so werden den Stim mberechtigten 

                                                

 

1 Art. 82a eingefügt durch LGBl. 1985 Nr. 28 und abgeändert durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
2 Art. 82b eingefügt durch LGBl. 1996 Nr. 115. 
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auf demselben Stimmzettel fo lgende Fragen vorgelegt: "Wollt Ihr den En t-
wurf '...' annehmen?" und "Wollt Ihr den Entwurf '...' annehmen?" usw. 
Massgebend für die Reihenfolge der Vorschläge ist der Zeitpunkt, zu dem sie 
bei der Regierung eingereicht worden sind. Unterscheiden sich die Vorschlä-
ge nicht eindeutig, ist die Fragestellung so zu ergänzen, dass der Inhalt der 
Initiative klar ersichtlich ist.1 

4) Wenn nebst zwei oder mehreren Initiativvorschlägen zum selben G e-
genstand noch ein Gegenvorschlag des Landtages der Volksabsti mmung 
unterbreitet wird, so werden den Stimmberechtigten auf demselben Stimmzet-
tel folgende Fragen vorgelegt: "Wollt Ihr den Entwurf '...' annehmen?" und 
"Wollt Ihr den Entwurf '...' annehmen?" usw. und "Wollt Ihr den Gegenen t-
wurf des Landtages annehmen?"2 

5) Sofern zwei oder mehr Vorschläge (Abs. 2 bis 4) zur Abstimmung u n-
terbreitet werden, wird den Stimmberechtigten auf demselben Stim mzettel 
ausserdem die Zusatzfrage gestellt: "Falls Ihr mehr als einem Vo rschlag 
zustimmt, welchem dieser Vorschläge gebt Ihr den Vorzug?"3 

6) Die Annahme eines Initiativentwurfes durch die Stimmberechtigten 
vertritt in diesem Falle den sonst zur Annahme eines Gesetzes erforderl ichen 
Beschluss des Landtages (Art. 66 Abs. 6 der Verfassung).4 

Art. 84 

Ermittlung des Abstimmungsergebnisses 

1) Leere und ungültige Stimmzettel fallen bei der Ermittlung des absol u-
ten Mehrs ausser Betracht. Bei Abstimmungen über mehrere Vorschläge gilt 
dies auch für nicht beantwortete Einzelfragen; das absolute Mehr wird dabei 
für jeden Vorschlag getrennt ermittelt.5 

2) Wenn bei Abstimmungen über mehrere Vorschläge mehr als ein Vo r-
schlag das absolute Stimmenmehr erreicht, werden die Stimmzettel mit e i-
nem mehrfachen Ja nur noch jeweils demjenigen Vorschlag zug erechnet, 
dem sie in der Zusatzfrage den Vorzug geben. Angenommen ist der Vo r-
schlag, der aufgrund dieser zweiten Auszählung die Mehrheit der Stimmen 
auf sich vereinigt.6 

                                                

 

1 Art. 83 Abs. 3 abgeändert durch LGBl. 1985 Nr. 28. 
2 Art. 83 Abs. 4 eingefügt durch LGBl. 1985 Nr. 28. 
3 Art. 83 Abs. 5 abgeändert durch LGBl. 1987 Nr. 49. 
4 Art. 83 Abs. 6 abgeändert durch LGBl. 1985 Nr. 28 und LGBl. 1987 Nr. 49. 
5 Art. 84 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 1987 Nr. 49. 
6 Art. 84 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 1987 Nr. 49. 
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3) Stimmzettel mit mehrfachem Ja, die die Zusatzfrage nicht oder nicht 
eindeutig beantworten, werden bei einer eventuellen zweiten Au szählung 
nicht berücksichtigt.1 

4) Im Protokoll ist nebst den in Art. 34 bezüglich der Abstimmungen 
vorgeschriebenen Angaben auch noch aufzunehmen, wieviele Stimmen den 
Initiantenentwurf oder die einzelnen Initiantenentwürfe und wieviele  den 
Entwurf des Landtages angenommen haben.2 

5) Wenn eine zweite Auszählung unter Berücksichtigung der Z usatzfrage 
erforderlich ist, ist auch dieses Ergebnis zu protokollieren.3 

b) Verfassungsrevisions-Initiative 

Art. 85 

Zulässigkeit und Verfahren 

1) Wenigstens 1 500 Stimmberechtig te oder wenigstens vier Gemei nden 
in Form übereinstimmender Gemeindeversammlungsbeschlüsse können das 
Begehren um Revision der Verfassung (Erlass, Abänderung oder Aufhebung) 
im ganzen oder einem Teile nach (Total- oder Partialrevision) stellen.4 

2) Im übri gen finden auf das Verfahren bei Verfassungsinitiativen und 
deren Erledigung die Bestimmungen über die Gesetzesinitiative entspreche n-
de Anwendung. 

c) Abberufung des Landtages 

Art. 86 

Zulässigkeit und Verfahren 

1) Auf begründetes schriftliches Verlangen von  wenigstens 1 500 Stimm-
berechtigten oder auf begründetes schriftliches Verlangen von vier Gemei n-
den in Form übereinstimmender Gemeindeversammlungsb eschlüsse hat, 
wenn diese Initiativen die Auflösung des Landtages verlangen und im übrigen 

                                                

 

1 Art. 84 Abs. 3 abgeändert durch LGBl. 1987 Nr. 49. 
2 Art. 84 Abs. 4 abgeändert durch LGBl. 1985 Nr. 28. 
3 Art. 84 Abs. 5 abgeändert durch LGBl. 1987 Nr. 49. 
4 Art. 85 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 1985 Nr. 4. 
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gültig zustande gekommen sind, auf Anordnung der Regierung eine Volksab-
stimmung stattzufinden.1 

2) Das Abberufungsrecht kann nur gegen den Landtag als solchen, nicht 
aber gegen einzelne Mitglieder geltend gemacht werden. 

3) Auf dieses Volksbegehren (Einreichung, Unterschrif tensammlung, 
Fassung von Gemeindeversammlungsbeschlüssen, Anordnung der Volks -
abstimmung usw.) finden die Bestimmungen dieses Abschnittes sinng emäss 
ergänzende Anwendung. 

4) Bei der Abstimmung wird den Stimmberechtigten die Frage vo rgelegt: 
"Wollt Ihr den Landtag aufgelöst haben?" 

5) Entscheidet das absolute Mehr für die Auflösung des Landtages, so e r-
klärt die Regierung den Landtag als aufgelöst und ordnet sofort im Sinne der 
Verfassung Neuwahlen an. 

6) Vorbehalten bleibt dem aufzulösenden Landtag noch die Bestellung 
des Landesausschusses (Art. 72 Abs. 2 der Verfassung). 

IV. Abschnitt 

Einberufung des Landtages 

Art. 87 

Zulässigkeit und Verfahren 

1) Auf begründetes schriftliches Begehren von wenigstens 1 000 Stimm-
berechtigten oder aufgrund von übereinstimmende n Gemeindeversam m-
lungsbeschlüssen von mindestens drei Gemeinden ist der Landtag sofort 
einzuberufen (Art. 48 Abs. 3 der Verfassung).2 

2) Auf das Zustandekommen dieses Begehrens finden die Besti mmungen 
über Initiativbegehren ergänzende Anwendung. 

3) Das Beg ehren ist von der Regierung dem Präsidenten des Landtages 
zum Vollzuge zu übermitteln. 

4) Ist der Landtag aufgelöst, so ist unverzüglich im Sinne der Verfa ssung 
auf eine Neuwahl zu dringen und der Landtag sodann einzuberufen. 

                                                

 

1 Art. 86 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 1985 Nr. 4. 
2 Art. 87 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 1985 Nr. 4. 
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5) Ist der Landtag vertagt ode r geschlossen, so ist er vom Präsidenten b e-
ziehungsweise von der Regierung ebenfalls sofort einzuberufen. 

V. Titel 

Strafbestimmungen 

Art. 88 

Vergehen 

1) Die Vorschriften dieses Artikels gelten für die in diesem Gesetze vor-
gesehenen Wahlen und Abstimmungen in öffentlichen Angelegenheiten. 

2) Mit einer Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder einer Gel dstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen ist vom Landgericht wegen Vergehens zu bestrafen, 
wer vorsätzlich:1 

a) Aufgehoben2 

b) Aufgehoben3 

c) Aufgehoben4 

d) Aufgehoben5 

e) Aufgehoben6 

f) Aufgehoben7 

g) unter ein Referendums - oder Initiativbegehren eine andere Unte rschrift 
als die seinige setzt; 

h) unter einen Wahlvorschlag eine andere Unterschrift als die seinige gesetzt 
hat; 

i) unbefugt amtliche  Stimmzettel oder dem amtl ichen Stimmzettel gleiche 
oder ähnliche Stimmzettel in Auftrag gibt, herstellt oder verbreitet oder 
dies veranlasst; 

k) allein oder in Verbindung mit anderen eine Versammlung von Stimmbe-
rechtigten, die zum Zwecke der Anhörung von Wahlwerbern, Abstimmen-
den, zu Besprechungen von Wahlen, Abstimmungen oder sonstiger g e-

                                                

 

1 Art. 88 Abs. 2 Einleitungssatz abgeändert durch LGBl. 1988 Nr. 38. 
2 Art. 88 Abs. 2 Bst. a aufgehoben durch LGBl. 1988 Nr. 38. 
3 Art. 88 Abs. 2 Bst. b aufgehoben durch LGBl. 1988 Nr. 38. 
4 Art. 88 Abs. 2 Bst. c aufgehoben durch LGBl. 1988 Nr. 38. 
5 Art. 88 Abs. 2 Bst. d aufgehoben durch LGBl. 1988 Nr. 38. 
6 Art. 88 Abs. 2 Bst. e aufgehoben durch LGBl. 1988 Nr. 38. 
7 Art. 88 Abs. 2 Bst. f aufgehoben durch LGBl. 1988 Nr. 38. 
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mäss diesem Gesetze auszuübender politischer Rechte einberufen wurde, 
durch unbefugtes Eindringen, Verhinderung des Zutrittes, Verdrängung 
der Anwesenden oder der Versammlungslei ter oder durch gew altsamen 
Widerstand gegen die formellen Anordnungen des Versammlungsleiters 
vereitelt. 

3) In den Fällen a, b, d und e des vorhergehenden Absatzes ist auch der 
Versuch strafbar. 

4) Bei besonders schweren Umständen kann das erkennende Gericht auf 
Einstellung im Wahl - und Stimmrecht bis auf die Dauer von zwei Jahren 
erkennen. 

5) Zuständig ist das Schöffengericht und im Rechtszuge die übergeordn e-
ten Gerichte, und es finden im übrigen das Strafgesetz und seine Nachtrag s-
gesetze und auf das Verfahren die Strafproz essordnung und ihre Nachtrag s-
gesetze ergänzende Anwendung. 

6) Wenn infolge einer strafbaren Handlung die Wahl oder Absti mmung 
nichtig ist, so kann der Schuldtragende vom Gerichte auch zum Ersatze des 
dem Staate durch die nichtige Wahl oder Abstimmung entst andenen Au f-
wandes, insoweit er zwecklos geworden ist, verurteilt werden. 

Art. 891 

Übertretung 

Wer im Wahl- oder Abstimmungslokal oder bei dessen unmittelbaren Zu-
gängen Wahl- beziehungsweise Abstimmungsagitation betreibt, wird, sofern 
nicht der Tatbestand d es Art. 88 gegeben ist, vom Landgericht wegen Übe r-
tretung mit einer Busse bis zu 5 000 Franken, im Nichteinbringlichkeitsfalle 
mit einer Freiheitsstrafe bis zu einem Monat bestraft. 

Art. 90 

Ordnungswidrigkeiten 

1) Ein Gemeindevorsteher, der aufgrund des Ge meindegesetzes auf Ve r-
langen eines Sechstels der stimmberechtigten Bürger eine Gemeindeve r-
sammlung zwecks Ausübung des Referendums, der Initiative, des Ein - oder 
Abberufungsrechtes nicht binnen 14 Tagen einberuft oder der die amtlichen 
Stimmzettel nicht fr istgerecht vor einer Wahl oder Abstimmung an die 
Stimmberechtigten zustellen lässt oder der sich weigert, die Unterschrifte n-
bogen zu beglaubigen (Art. 69 Abs. 2), kann auf Be schwerde eines Stimmbe-

                                                

 

1 Art. 89 abgeändert durch LGBl. 1988 Nr. 38. 
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rechtigten oder von Amtes wegen von der Regierung verwarnt, allenfalls mit 
einer Ordnungsbusse bis zu 100 Franken belegt werden. 

2) Wer unentschuldigt oder ohne gesetzlichen Grund einer Wahl oder 
Abstimmung fernbleibt, kann vom Gemeindevorsteher mit einer Ordnung s-
busse bis zu 20 Franken belegt werden. 

VI. Titel 

Schlussbestimmungen 

Art. 91 

Durchführung 

1) Die Regierung hat die zur ordnungsgemässen Durchführung von Wa h-
len und Abstimmungen nötigen Vorschriften mit Verordnung zu erlassen. 

2) Sie ist befugt, wo es ihr zweckmässig erscheint, Formularien einzufü h-
ren. 

Art. 91a1 

Delegation von Geschäften 

Die Regierung kann mit Verordnung die ihr in dem Art. 24, 26, 32, 36, 
39, 40, 42, 43, 44, 45, 46, 47, 69, 71, 76, 76a, 77 Abs. 4 und 78 zug ewiese-
nen Geschäfte unter Vorbehalt des Rechtszuges an die Kollegialr egierung an 
eine Amtsstelle zur selbständigen Erledigung übertragen. Die Be -
schwerdefrist beträgt 14 Tage ab Zustellung der jeweiligen Verfügung oder 
Entscheidung. 

                                                

 

1 Art. 91a eingefügt durch LGBl. 1995 Nr. 13. 
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Art. 92 

Aufhebung älterer Vorschriften 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes sind aufgehoben: 

a) das Gesetz vom 31. August 1922 betreffend die Ausübung der polit ischen 
Volksrechte in Landesangelegenheiten, LGBl. 1922 Nr. 28; vorb ehalten 
bleibt der folgende Artikel; 

b) die Kundmachung vom 1. Mai 1931, LGBl. 1931 Nr. 5; 

c) das Gesetz vom 18. Januar 1939 über die E inführung des Verhältniswahl-
rechtes, LGBl. 1939 Nr. 4; 

d) das Gesetz vom 30. September 1947 betreffend die Abänderung der B e-
stimmungen über die Durchführung der Gemeindewahlen und Absti m-
mungen in Gemeindeangelegenheiten, LGBl. 1947 Nr. 54; 

e) das Gesetz be treffend die Aufhebung des Gesetzes vom 13. Juli 1930 
über die Abänderung des Gesetzes über die Ausübung der politischen 
Volksrechte in Landesangelegenheiten, LGBl. 1947 Nr. 56; 

f) das Gesetz vom 25. Februar 1958, LGBl. 1958 Nr. 2; 

g) die Kundmachung vom 30. Mai 1962, LGBl. 1962 Nr. 17; 

h) Art. 1 bis 4 des Gesetzes vom 14. November 1969, LGBl. 1969 Nr. 48. 

Art. 93 

Aufgehoben1 

Art. 94 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Kundmachung in Kraft. 

                                                

 

1 Art. 93 aufgehoben durch LGBl. 1974 Nr. 66. 
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Art. 95 

Volksabstimmung 

Dieser Gesetzesbeschluss wird aufgrund von Art. 30 Abs. 1 Bst. a des 
Gesetzes betreffend die Ausübung der politischen Volksrechte in Landesa n-
gelegenheiten vom 31. August 1922 der Volksabstimmung unterstellt. 

Die Regierung, nach Kenntnisnahme von dem Berichte über das Ergebnis der 
Volksabstimmung vom 12./14. Oktober 1973, wonach sich ergibt: 

Zahl der Stimmberechtigten 4528 
Eingegangene Stimmzettel 3330 
Annehmende sind 1705 
Verwerfende sind 1349 
Ungültige Stimmen 125 
Leere Stimmen 151 

beschliesst: 

die Referendumsvorlage über das Gesetz be treffend die Ausübung der polit i-
schen Volksrechte in Landesangelegenheiten wird vom Volke als angeno m-
men erklärt. 

gez. Franz Josef 

gez. Dr. Alfred Hilbe 

Fürstlicher Regierungschef  


